
M it 1.2.2023 ist das Wertpapierfirmen-
gesetz (WPFG) in Kraft getreten, wo-
mit die Investment Firm Directive 

(IFD) in nationales Recht umgesetzt wird. 
Damit einhergehend sind auch die Bestim-
mungen zur Investment Firm Regulation 
(IFR) erstmals anwendbar. Nicht weniger 
bedeutend sind die Änderungen, welche im 
Zuge dessen im Wertpapieraufsichtsgesetz 
2018 (WAG 2018) zum Konzessionsumfang 
vorgenommen werden. 

Der europäische Gesetzgeber hat seit 
2017 an neuen Aufsichtsanforderungen 

(insbesondere Eigenkapitalvorschriften) für 
Wertpapierfirmen gearbeitet und im Dezem-
ber 2019 das Ergebnis in Form einer Verord-
nung (Investment Firm Regulation – „IFR“) 
und einer Richtlinie (Investment Firm Direc-
tive – „IFD“) veröffentlicht.

Eigentlich sollte die IFD bis zum 
26.6.2021 in österreichisches Recht umgesetzt 
werden, geschehen ist dies mit dem Wertpa-
pierfirmengesetz (WPFG) erst mit 1.2.2023. 
Außerdem sollte die IFR bereits seit 26.6.2021 
anwendbar sein. Nachdem in Österreich die 
FMA jedoch nicht als Aufsichtsbehörde zur 

Vollziehung der IFR bestimmt wurde, ist 
diese ebenfalls erst mit dem Inkrafttreten 
des WPFG mit 1.2.2023 zu vollziehen.  Kom-
plementiert werden die Vorgaben zur IFR 
und zum WPFG durch Rechtsakte der Euro-
päischen Kommission, der EBA und ESMA 
sowie der FMA.

Grund für die verspätete Umsetzung 
waren Verzögerungen im Laufe des Gesetz-
gebungsprozesses, welche dazu führten, dass 
der Begutachtungsentwurf zum WPFG erst 
mit 1.7.2022 veröffentlicht wurde und folg-
lich die Beschlussfassung im Parlament erst 
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zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen konnte. Aufgrund der doch 
klaren Vorgaben der IFD verwundert dies zunächst. Zu erklären ist 
das damit, dass mit dem WPFG auch die Konzessionstatbestände des 
WAG 2018 erweitert und an das europarechtliche Rahmenwerk an-
gepasst wurden, wodurch ein erhöhter Diskussionsbedarf entstand.

Die IFR und das WPFG bilden neben dem WAG 2018 ein robustes 
gesetzliches Rahmenwerk für österreichische Wertpapierfirmen. Die 
IFR harmonisiert dabei die Eigenmittel- und Liquiditätsanforderun-
gen sowie Berichterstattungs- und Offenlegungspflichten für Wert-
papierfirmen. Das WPFG ergänzt die IFR, indem beispielsweise An-
fangskapitalbestimmungen, Aufsichtsmaßnahmen, Bestimmungen 
zur internen Risikobewertung sowie das aufsichtliche Überprüfungs- 
und Bewertungsverfahren geregelt werden. Die organisatorischen An-
forderungen, Wohlverhaltensregeln, Konzessionierung, Transparenz- 
und Informationspflichten sowie die Anlegerschutzbestimmungen 
verbleiben hingegen im WAG 2018. 

Bislang galten für einige Wertpapierfirmen grundsätzlich die-
selben prudenziellen Vorschriften gemäß CRD IV und CRR wie für 
Kreditinstitute. Ziel des neuen Regelwerks ist es, neue Vorschriften 
für Wertpapierfirmen zu schaffen, die an deren Geschäftsmodell und 
spezifische Risiken angepasst sind.

Neue Konzessionstatbestände für Wertpapierfirmen
Mit den Änderungen im WAG 2018 wurden erstmals Konzessi-

onstatbestände, welche bislang Kreditinstituten vorbehalten waren, 
in das WAG 2018 überführt. Betroffen davon ist beispielsweise der 
Handel für eigene Rechnung, das Emissionsgeschäft, das Depotge-
schäft oder das Lombardgeschäft. Das bedeutet, dass diese Tätigkei-
ten künftig von Wertpapierfirmen mit entsprechender Konzession 
ausgeführt werden dürfen – eine Bankkonzession ist dafür nicht 
mehr erforderlich. 

Grund dafür ist, dass es EU-weit einen einheitlichen Rechts-
rahmen für Wertpapierdienstleistungen geben soll. So sollen alle 
Konzessionstatbestände, welche in der MiFID II aufgezählt werden, 
auch im WAG 2018 ihren Niederschlag finden. Das war in anderen 
Mitgliedstaaten bereits Usus. In Österreich wurde von einer solchen 
Umsetzung aufgrund historischer Gegebenheiten bisher Abstand 
genommen, wodurch ein wesentlicher Standortnachteil für öster-
reichische Wertpapierfirmen verwirklicht wurde. Der Fachverband 
Finanzdienstleister begrüßt das Gleichziehen mit den europarecht-
lichen Bestimmungen. 

Besonders kontrovers diskutiert wurde im Gesetzgebungsver-
fahren bei den Konzessionsbestimmungen der Umstand, dass be-
stimmte Wertpapierfirmen – sofern die FMA die Konzession dafür 
erteilt – künftig Kundengelder halten dürfen. Das war bislang nach 
dem WAG 2018 ausdrücklich verboten. Uns war es daher ein großes 
Anliegen, jene Wertpapierfirmen, welche auch weiterhin keine Kun-
dengelder halten dürfen, finanziell nicht schlechter zu stellen. Das 
betrifft zum einen die Zahlungen an die Anlegerentschädigung für 
Wertpapierfirmen (AeW) und zum anderen die Aufsichtskosten der 
FMA. Hinsichtlich der Beitragszahlungen an die AeW wurden für 
Wertpapierfirmen, welche Kundengelder halten dürfen, zusätzliche 
Beitragspflichten verankert. So müssen diese Wertpapierfirmen be-
reits beim Eintritt in die AeW einen Beitrag in Höhe des jährlichen 

Es wird interessant!

Mittlerweile haben wir uns an die Con-
sumer Credit Directive (umgesetzt im 
Verbraucherkreditgesetz 2010), an die 
Mortgage Credit Directive (umgesetzt im 
Hypothekar- und Immobilienkreditge-
setz 2016), an die MiFID II (umgesetzt im 
Wertpapieraufsichtsgesetz 2018) und an 
die Insurance Distribution Directive 
(umgesetzt in der Versicherungsvermitt-

lungsnovelle 2018) gewöhnt und seit ein paar Jahren keine essentiellen 
neuen Rechtstexte aus der Europäischen Union bekommen – zumin-
dest bezogen auf die Vermittlung von Krediten, Wertpapieren und 
Versicherungen.
Nun gibt es gleich mehrere „Projekte“, die in der Europäischen Union 
behandelt werden.
So ist die Überarbeitung der Consumer Credit Directive nahezu ab-
geschlossen. Hier sind sich die Europäische Kommission, der Rat und 
das Europäische Parlament schon einig. Es wird nur mehr an Details, 
die den Text bzw. Formulierungen betreffen, gefeilt. Der Fachverband 
erwartet hier in den nächsten Wochen den finalen Rechtstext, welcher 
innerhalb von 2 Jahren (also voraussichtlich 2025) Eingang in öster-
reichisches Recht finden wird. Obwohl keine „revolutionären“ Ände-
rungen zu erwarten sind, wird der Fachverband Finanzdienstleister 
frühzeitig und ausführlich darüber berichten. Die wesentlichen Inhal-
te waren bei den Verhandlungen wie immer die Themen Provisions-
verbote, anteilige Rückzahlung der Provision, wenn der Kredit vorzei-
tig getilgt wird, Zinsobergrenzen sowie der Anwendungsbereich (Stich-
wort Leasingverträge, Pfandleiher).
Parallel dazu arbeitet die Europäische Kommission an der Retail In-
vestment Strategy. Mit Hilfe dieser Richtlinie sollen Anlagen in Kapi-
talmärkte für Kleinanleger attraktiver gemacht werden, weil die Euro-
päische Kommission der Meinung ist, dass vor allem Kleinanlager dazu 
motiviert werden sollen, für die Pension anzusparen, auch (oder gera-
de wenn) es um Beträge von 50,- bis 100,- Euro pro Monat geht.
Ziel der Europäischen Kommission ist es, das Vertrauen dieser Klein-
anleger in die Finanzmärkte zu stärken und auch, dass die Menschen 
„value for money“ (also einen entsprechenden Ertrag für ihre Investi-
tionen) erhalten. Daher gibt es verschiedene Überlegungen in Rich-
tung mehr Transparenz, geringere Kosten, aber auch wiederum ein 
Provisionsverbot als eine mögliche Maßnahme. Die Ankündigung ei-
nes möglichen Provisionsverbotes hat für viel Aufregung unter den 
Vermittlern gesorgt, es sei hier aber ausdrücklich festgehalten, dass die 
zuständige Kommissarin nur gesagt hat, dass dies eine Überlegung ist. 
Noch wurde der Textvorschlag der Kommission nicht veröffentlicht. 
Der Fachverband Finanzdienstleister wird sich – wie immer – bei allen 
Rechtsvorschriften dafür einsetzen, dass die Wahlfreiheit des Entgelts 
aufrechtbleibt sowie dafür, dass die Informations- und Dokumenta-
tionsvorschriften nicht nur nicht umfangreicher, sondern effizienter 
– im Sinne von punktgenauer und kürzer – werden.
Jedenfalls wird es „noch Jahre“ dauern, bis die neuen Rechtsvorschrif-
ten zur Umsetzung kommen und in diesem Sinne wünsche ich Ihnen 
gelassenes und wirtschaftlich erfolgreiches Arbeiten.

Ihr 
Hannes Dolzer
Obmann des Fachverbands Finanzdienstleister, WKO

Liebe Kolleginnen! 
Liebe Kollegen!
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Beitragsbetrags an die AeW leisten. Darüber 
hinaus müssen diese Wertpapierfirmen zu-
sätzlich zum regulären Beitrag jedes Jahr 
einen zusätzlichen Beitrag in Höhe von  
1 Promille der Umsatzerlöse des Mitglieds-
instituts an die AeW abführen.

Klassen von Wertpapierfirmen
Das neue Aufsichtsregime des WPFG und 
der IFR unterteilt Wertpapierfirmen in drei 
Klassen:
•	Klasse 1: Systemrelevante Wertpapierfir-

men
•	Klasse 2: Andere nicht systemrelevante 

Wertpapierfirmen, die bestimmte Schwel-
lenwerte überschreiten

•	Klasse 3: Kleine und nicht verbundene 
Wertpapierpapierfirmen

Klasse 1-Wertpapierfirmen sind Wertpa-
pierfirmen, die die Dienstleistungen gemäß 
Anhang I Abschnitt A Nummer 3 („Handel 
für eigene Rechnung“) und 6 („Übernahme 
der Emission von Finanzinstrumenten und/
oder Platzierung von Finanzinstrumenten 
mit fester Übernahmeverpflichtung“) der 
MiFID II erbringen und der Gesamtwert 
der konsolidierten Bilanzsumme bestimmte 
Schwellenwerte überschreitet:
•	Beträgt dieser Gesamtwert 30 Mrd. Euro 

oder mehr, handelt es sich um ein Kredit-
institut (und nicht um eine Wertpapier-
firma).

•	Beträgt dieser Gesamtwert 30 Mrd. Euro 
oder mehr, hat die Wertpapierfirma die 
Vorschriften der CRR anzuwenden.

•	Beträgt dieser Gesamtwert 5 Mrd. Euro 
oder mehr, kann die FMA die Vorschriften 
der CRR unter bestimmten Voraussetzun-
gen für anwendbar erklären.

In Österreich war zur Erbringung der beiden 
soeben genannten Dienstleistungen – anders 
als in anderen Mitgliedstaaten – bislang eine 
Konzession als Kreditinstitut erforderlich. 
Mit der Novellierung des WAG 2018 ändert 
sich das und somit ist es auch Wertpapier-
firmen gestattet, diese Dienstleistungen zu 
erbringen. Auch wenn die Schwellenwerte 
zur Einstufung als Klasse 1-Wertpapierfirma 
sehr hoch sind (15 Mrd. Euro), ist es zumin-
dest möglich, dass eine österreichische Wert-
papierfirma diese Werte überschreitet. Sollte 
das künftig der Fall sein, muss eine solche 
Wertpapierfirma die Vorgaben des BWG und 

der CRR einhalten. Sollte gar der Schwellen-
wert von 30 Mrd. Euro überschritten werden, 
gilt diese Wertpapierfirma förmlich als Kre-
ditinstitut.

Für die Abgrenzung zwischen Klasse 2- 
und Klasse 3-Wertpapierfirmen wurden in 
Art 12 Abs 1 IFR bestimmte Schwellenwerte 
definiert. Dabei gelten als Klasse 3-Wertpa-
pierfirmen alle Wertpapierfirmen, die die 
folgenden Voraussetzungen erfüllen:
a.	verwaltete Vermögenswerte („assets un-

der management“ – AUM) unter 1,2 Mrd. 
Euro;

b.	bearbeitete Kundenaufträge („client or-
ders handled“ – COH) unter 100 Mio. 
Euro pro Tag für Tagesgeschäfte oder un-
ter 1 Mrd. Euro pro Tag für Derivate;

c.	verwahrte und verwaltete Vermögenswerte 
(„assets safeguarded and administered“ – 
ASA) gleich 0;

d.	gehaltene Kundengelder („client money 
held“ – CMH) gleich 0;

e.	täglicher Handelsstrom („daily trading 
flow“ – DTF) gleich 0;

f.	 Handelsbuchpositionen („net position 
risk“ – NPR) oder clearingpflichtige Po-
sitionen („clearing margin given“ – CMG) 
gleich 0;

g.	Ausfall der handelnden Gegenpartei  
(„trading counterparty default“ – TCD) 
gleich 0; 

h.	bilanzielle und außerbilanzielle Gesamt-
summe von weniger als 100 Mio. Euro;

i.	 jährliche Bruttogesamteinkünfte aus Wert-
papierdienstleistungen und Anlagetätig-
keiten von weniger als 30 Mio. Euro. 

Vereinfacht gesagt darf eine österreichi-
sche Wertpapierfirma keine Kundengelder 
halten, keinen Handel im eigenen Namen 
erbringen sowie kein Handelsbuch nutzen. 
Darüber hinaus ist darauf zu achten, dass die 
Schwellenwerte gemäß den Buchstaben a), b), 
h) und i) eingehalten werden. In Österreich 
wird der Großteil der Wertpapierfirmen die-
se Anforderungen erfüllen. Für diese gilt 
dann in vielen Bereichen ein leichteres Auf-
sichtsregime nach der IFR und dem WPFG. 
Allerdings müssen die Schwellenwerte über-
wacht werden. Sollten diese in Zukunft über-
schritten werden, muss eine Hochstufung als 
Klasse 2-Wertpapierfirma erfolgen. In diesem 
Fall müssen die Vorgaben des WPFG und der 
IFR vollständig eingehalten werden.

Anfangskapital
Jede Wertpapierfirma hat wie bereits bis-
her für die Erlangung einer Konzession ein 
bestimmtes Anfangskapital vorzuweisen. 
Dieses Anfangskapital stellt gleichzeitig die 
permanente Mindestkapitalanforderung 
dar. Hervorzuheben ist dabei, dass künftig 
die Möglichkeit zum Abschluss einer Berufs-
haftpflichtversicherung zur Erfüllung dieser 
Anforderung entfällt. 

Auch ändern sich gemäß § 13 WPFG die 
Werteschwellen für das Anfangskapital. So 
muss für die Anlageberatung, Portfoliover-
waltung, die Annahme und Übermittlung 
von Aufträgen, die Ausführung von Aufträ-
gen für den Kunden sowie die Platzierung 
von Finanzinstrumenten ohne feste Über-
nahmeverpflichtung ein Anfangskapital in 
Höhe von 75.000,- Euro vorgewiesen werden. 
Bislang bestand dafür ein Schwellenwert in 
Höhe von 50.000,- Euro. Für den Handel auf 
eigene Rechnung sowie die Übernahme der 
Emission von Finanzinstrumenten oder Plat-
zierung von Finanzinstrumenten mit fester 
Übernahmeverpflichtung muss ein Anfangs-
kapital in Höhe von 150.000,- Euro vorliegen. 
OTFs müssen, soweit sie zum Handel auf 
eigene Rechnung berechtigt sind, 750.000,- 
Euro halten. In allen verbleibenden Fällen 
müssen 150.000,- Euro bereitstehen.

Um mit der Erhöhung der Mindestka-
pitalanforderung Schritt halten zu können, 
besteht die Option, dass österreichische 
Wertpapierfirmen die permanente Min-
destkapitalanforderung für einen Über-
gangszeitraum von 5 Jahren ab 26.6.2021 auf 
50.000,- Euro, vorbehaltlich einer jährlichen 
Erhöhung um 5.000,- Euro während dieses 
Zeitraums, beschränken können.

Eigenmittelanforderungen
Wertpapierfirmen müssen jederzeit Eigen-
mittel in einer bestimmten Mindesthöhe 
vorhalten. Für Klasse 3-Wertpapierfirmen ist 
es der jeweils höhere Wert aus (i) der per-
manenten Mindestkapitalanforderung (An-
fangskapital) und den Anforderungen für 
fixe Gemeinkosten. Bei Klasse 2-Wertpapier-
firmen sind zusätzlich die Anforderungen 
für K-Faktoren zu beachten. 

Die Anforderung für die fixen Gemein-
kosten beträgt für alle Wertpapierfirmen, 
unabhängig davon welcher Klasse sie an-
gehören, 25% der fixen Gemeinkosten des  
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Vorjahres gemäß § 1 Z 71 WAG 2018. Dazu 
sind die Zahlen aus dem geltenden Rech-
nungslegungsrahmen zu verwenden. Für 
den Fall, dass eine Wertpapierfirma ihre 
Geschäftstätigkeit erst seit weniger als einem 
Jahr ausübt, verwendet sie stattdessen die 
veranschlagten Gemeinkosten.

Die Anforderungen belaufen sich min-
destens auf die Summe folgender Elemente: 
•	K-Faktoren für Kundenrisiken („Risk-to-

Client“ – RtC), 
•	K-Faktoren für Marktrisiken („Risk-to-

Market“ – RtM) und 
•	K-Faktoren für Firmenrisiken („Risk-to-

Firm“ – RtF). 
Für jeden K-Faktor werden eine eigene 

Berechnungsmethode, ein eigener Beobach-
tungszeitraum sowie eigene Koeffizienten 
festgelegt. 

Beispielsweise sollen nun jene K-Fakto-
ren beleuchtet werden, die für Wertpapierfir-
men der Klasse 2, welche weder Kundengel-
der halten noch Handel im eigenen Namen 
erbringen sowie kein Handelsbuch besitzen, 
maßgebend sind: 
-	 K-Faktor für verwaltete Vermögenswerte 

(K-AUM): Der K-AUM umfasst sämtliche 
Vermögenswerte, die eine Wertpapierfir-
ma für ihre Kunden sowohl im Rahmen 
der Portfolioverwaltung mit Ermessens-
spielraum als auch im Rahmen nicht dis-
kretionärer Vereinbarungen in Form von 
laufender Anlageberatung verwaltet.

-	 K-Faktor für bearbeitete Kundenaufträge 
(K-COH): Der K-COH setzt sich aus dem 
Wert der Aufträge zusammen, die eine 
Wertpapierfirma für ihre Kunden durch 
Annahme und Übermittlung von Kunden-
aufträgen sowie durch die Ausführung von 
Aufträgen im Namen des Kunden bearbei-
tet.

Darüber hinaus bestehen nun mit dem In-
krafttreten des WPFG sowie der Anwendbar-
keit der IFR in Anlehnung an die Vorschriften 
der CRR auch bestimmte Voraussetzungen 
zur Zusammensetzung des Eigenkapitals:
-	 mindestens 56% der Eigenmittel müssen 

in Form von hartem Kernkapital („Com-
mon Equity Tier 1 Capital“) vorliegen;

-	 mindestens 75% der Eigenmittel müssen 
in Form von hartem Kernkapital und zu-
sätzlichem Kernkapital („Additional Tier 1 
Capital“) vorliegen;

-	 die restlichen Eigenmittel können in Form 

von Ergänzungskapital („Tier 2 Capital“) 
vorliegen.

Liquiditätsanforderungen
Wertpapierfirmen müssen liquide Aktiva von 
mindestens einem Drittel der Anforderun-
gen für die fixen Gemeinkosten halten, was 
somit einem Zwölftel der fixen Gemeinkos-
ten des Vorjahres gemäß § 1 Z 71 WAG 2018 
entspricht. 

Wichtig in diesem Zusammenhang ist, 
dass die Liquiditätsanforderungen gemäß 
§ 32 WPFG im ersten Halbjahr nach In-
krafttreten des WPFG auf Klasse-3 Wertpa-
pierfirmen nicht anzuwenden sind, solange 
nicht die FMA-Verordnung zur Ausnahme 
bestimmter Klasse-3 Wertpapierfirmen von 
dieser Anforderung veröffentlicht wurde. 
Mit dieser Verordnung werden die Kriterien 
für die Ausnahme von Klasse-3 Wertpapier-
firmen von den Liquiditätsanforderungen 
festgelegt. Unbeschadet davon kann die FMA 
einzelne Klasse-3 Wertpapierfirmen auch 
mittels Bescheid von den Liquiditätsanfor-
derungen ausnehmen. 

Internes Kapital und liquide Aktiva
Wertpapierfirmen müssen in Anlehnung an 
das CRR/CRD-Regime über solide, wirksa-
me und umfassende Regelungen, Strategien 
und Verfahren verfügen, mit denen sie Höhe, 
Arten und Verteilung des internen Kapitals 
und der liquiden Aktiva kontinuierlich be-
werten. 

Dabei gilt die Anwendung des Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatzes. Klasse 3-Wertpa-
pierfirmen sind daher grundsätzlich aus-
genommen. Jedoch kann die FMA Klasse 
3-Wertpapierfirmen zur Einhaltung dieser 
Vorschriften in einem angemessenen Um-
fang verpflichten.

Meldepflichten
Wertpapierfirmen haben folgende Informa-
tionen regelmäßig an die zuständige Auf-
sichtsbehörde zu melden:
-	 Höhe und Zusammensetzung der Eigen-

mittel,
-	 Eigenmittelanforderungen,
-	 Berechnung der Eigenmittelanforderungen,
-	 Umfang der Tätigkeit,
-	 Konzentrationsrisiko und
-	 Liquiditätsanforderung, soweit sie diesem 

unterliegen.

Die Meldefrequenz richtet sich nach der 
Klassifikation der Wertpapierfirma: Klasse 
2-Wertpapierfirmen haben die Informatio-
nen vierteljährlich, Klasse 3-Wertpapierfir-
men jährlich zu melden. 

Nachdem die IFR bereits seit 26.6.2021 
anwendbar ist, aber in Österreich die FMA 
bislang nicht als Aufsichtsbehörde benannt 
wurde, sind mit dem Inkrafttreten des WPFG 
die bisherigen Meldungen gemäß IFR mittels 
Template über die Incoming-Plattform nach-
zuholen. Eine Meldung für das Jahr 2021 ist 
aber nicht nachzureichen.

Risikomanagement 
Wertpapierfirmen müssen über solide Strate-
gien, Grundsätze, Verfahren und Systeme zur 
Ermittlung, Messung, Steuerung und Über-
wachung folgender Risiken verfügen:
1.	Kundenrisiken 
2.	Marktrisiken 
3.	Firmenrisiken 
4.	Liquiditätsrisiken

Die gewählten Strategien, Grundsätze, 
Verfahren und Systeme der Wertpapierfir-
ma haben sich unter Bedachtnahme auf 
die Verhältnismäßigkeit an der Komplexität, 
dem Risikoprofil, der Risikotoleranz und 
dem Tätigkeitsbereich der Wertpapierfirma 
zu orientieren. Der Abschluss einer Berufs-
haftpflichtversicherung kann von der FMA 
als wirksames Instrument des Risikomanage-
ments anerkannt werden, wobei zu beachten 
ist, dass – wie bereits erwähnt – das Anfangs-
kapital selbst oder Teile davon nicht durch 
eine Berufshaftpflichtversicherung ersetzt 
werden können. 

Zu beachten ist, dass Klasse 3-Wertpapier-
firmen nur die Kunden- und Firmenrisiken 
überwachen müssen, nicht aber das Markt-
risiko. Die Anforderungen an die Behand-
lung von Liquiditätsrisiken sind von Klasse 
3-Wertpapierfirmen auch nur dann einzuhal-
ten, wenn diese von der Überwachung der 
Liquiditätsanforderungen nicht ausgenom-
men sind.

Vergütungspolitik
Zur Festlegung der Vergütungspolitik be-
stehen detaillierte Vorgaben. Diese gelten 
aber nur für Klasse 2-Wertpapierfirmen. 
Wertpapierfirmen, deren bilanzielle und 
außerbilanzielle Vermögenswerte in den 
letzten vier Jahren im Durchschnitt mehr 
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als 100 Mio. Euro betrugen, müssen auch einen Vergütungsaus-
schuss einrichten. 

Aufsichtliches Überprüfungs- und 
Bewertungsverfahren (SREP)
Die FMA hat unter Berücksichtigung der Größe, des Risikoprofils 
und des Geschäftsmodells der Wertpapierfirma die Regelungen, 
Strategien, Verfahren und Mechanismen, die die Wertpapierfirma 
zur Einhaltung der IFR und des WPFG umsetzt, zu überprüfen 
und bestimmte Aspekte zur Gewährleistung eines soliden Risikoma-
nagements und einer soliden Risikoabdeckung zu bewerten. Dabei 
können auch zusätzliche Eigenmittel- und Liquiditätsanforderun-
gen aufgestellt werden.

Die FMA hat in Bezug auf die Häufigkeit und Intensität der 
Überprüfung und Bewertung den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
anzuwenden. Dabei spielt auch eine Rolle, ob die Wertpapierfirma 
Kundengelder hält. Ein Mindestüberprüfungszeitraum wird gesetz-
lich aber – anders als im Ministerialentwurf zum WPFG – nicht 
verankert.

Grundsätzlich ist bei Klasse 3-Wertpapierfirmen kein auf-
sichtliches Überprüfungs- und Bewertungsverfahren notwendig. 
Allerdings kann die FMA im Einzelfall entscheiden, dieses unter 
Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes doch vorzu-
nehmen.

Sanierungs- und Abwicklungsgesetz (BaSAG)
Während Klasse 1-Wertpapierfirmen als CRR-Kreditinstitute vom An-
wendungsbereich des BaSAG und der SRM-Verordnung erfasst sind, 
könnten künftig mittelgroße Wertpapierfirmen als CRR-Wertpapier-
firmen erstmalig unter das BaSAG fallen. Genau genommen kann 
dies nur eine Wertpapierfirma sein, die Handel für eigene Rechnung 
betreibt oder die Übernahme der Emission von Finanzinstrumenten 
oder Platzierung von Finanzinstrumenten mit fester Übernahmever-
pflichtung vornimmt. Somit unterliegt derzeit noch keine bestehen-
de Wertpapierfirma dem BaSAG. 

Wenn aber künftig eine Wertpapierfirma einen der eben genann-
ten Konzessionstatbestände wahrnehmen möchte, ist zu bedenken, 
dass ein Beitrag an den nationalen Abwicklungsfonds (NAF) zu leis-
ten ist. Die genaue Methodik zur Berechnung wird von der FMA 
noch festgelegt. Es ist hier aber gelungen, drohende hohe Zahlungs-
verpflichtungen für CRR-Wertpapierfirmen aufgrund einer De-
ckungslücke beim NAF abzuwenden.

Ein ausführlicherer Rechtsartikel zum Wertpapierfirmengesetz 
ist auf der Fachverbandwebsite unter www.wko.at/finanzdienstleister 
abrufbar.

Dr. Alexander Kern, MSc 
Geschäftsführer des Fachverbands 
Finanzdienstleister

T I T E L S T O R Y

Das 08|16 Fonds-Konzept der Merkur Lebens-
versicherung ist eine innovative Fondsgebunde-
ne Lebensversicherung, mit der Ihre  Kundinnen 
und Kunden dreifach profitieren: Sie genießen 
die  Flexibilität einer modernen Sparform mit 
maßgeschneidertem  Kapitalaufbau sowie 
Steuervorteile einer Lebensversicherung. Be-
sonders  attraktiv: Das 08|16 Fondskonzept ist 
auch mit nachhaltig veranlagenden Invest-
mentfonds erhältlich!

Weil ich das Wunder Mensch bin.

08|16  
Fonds-
Konzept

www.merkur-leben.at
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Michael Karl GASSER, 
MBA MPA

Osmium Institut -
Leitung Österreich

+43 676 3137750
michael.gasser@

osmium-institute.com

Galileo TV Beitrag über Osmium
Link: www.osmium-shop.at/videos

weitere Informationen:
www.osmium-shop.at

Osmium kaufen:
www.buy-osmium.com

www.osmium.com
Vertriebspartner werden:
www.osmium-vertrieb.at

Kristallines Osmium ist das achte, letzte, 
edelste, dichteste und seltenste Edelmetall 
und hat die höchste Wertdichte aller 
Elemente.
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Die Europäische Union hat schon vor Jah-
ren erkannt, dass die staatlichen Vorsorgen 
nicht für einen angemessenen Lebensstan-
dard im Ruhestand von EU-Bürgerinnen 
reichen. Daher sollen die EU-Bürger stär-
ker in Kapitalmarktprodukte investieren, 
um von den höheren Erträgen zu profitie-
ren.

Um sicherzustellen, dass die Kapital-
ströme der Bürger:innen auch dazu führen, 
dass primär diese von ihren Investitionen 
profitieren („value for money“) und Fehl-
entwicklungen zukünftig verhindert wer-
den („misselling“) arbeitet die Europäische 
Kommission seit mehreren Jahren an der 
„Retail Investment Strategy“ (Strategy für 
Investitionen von Vebraucher:innen). 

Die Vorschläge zur Retail Investment 
Strategy sollen von der Kommission im 
Mai 2023 veröffentlicht werden. Danach 
folgt der standardmäßige Gesetzgebungs-
prozess, dh die Kommission muss sich mit 
dem Europäischen Parlament (vertritt die 
Interessen der Bürger:innen) und dem Eu-
ropäischen Rat (vertritt die Interessen der 
Mitgliedstaaten) im Zuge des sogenannten 
Trilogs auf den exakten Gesetzestext eini-
gen. Nach der Einigung beginnt eine zwei-
jährige Umsetzungsphase, dh die Mitglied-
staaten haben zwei Jahre Zeit, um die  
nationalen Gesetze (WAG, VersVG etc) an 
das neue EU-Recht anzupassen.

Da im Vorfeld der Veröffentlichung des 
Kommissionsvorschlages die zuständige 
Kommissarin McGuiness schon öffentlich 
bekannt gegeben hat, dass sie Provisions-
verbote als sinnvolle Maßnahme gegen mis-
selling sieht und in Erwägung zieht, ein 

solches vorzuschlagen, sind Fachverbands-
obmann Hannes Dolzer und Geschäfts-
führer Alexander Kern Anfang Februar 
nach Brüssel gereist, um mit Personen aus 
den europäischen Institutionen und der 
internationalen Interessensvertretung Bi-
par mögliche negative Auswirkungen von 
Provisionsverboten und alternative Vor-
schläge zur Gewährleistung funktionieren-
der Märkte zu diskutieren. Zahlreiche Ge-
spräche wurden dabei von Bipar organisiert 
und neben dem Fachverband Finanzdienst-
leister waren zahlreiche Interessenvertre-
tungsorganisationen (39) aus 20 Mitglied-
staaten anwesend, um so den eigenen Ar-
gumenten mehr Gewicht zu verleihen und 
zu demonstrieren, wie wichtig das Thema 
für die Betriebe in der gesamten Europä-
ischen Union ist.

Insbesondere wurde dabei zur Sprache 
gebracht, dass Provisionsverbote dazu füh-
ren können, dass Kund:innen nicht mehr 
beraten werden (weil diese sich die Hono-
rare nicht leisten können oder wollen) – 
was verstärkt zu den nicht erwünschten 
Fehlentwicklungen führen würde, und die 
Menschen weniger vorsorgen würden. In 
den Niederlanden ist seit der Einführung 
des Provisionsverbotes die insgesamte Zahl 
der Lebensversicherungsverträge um die 
Hälfte zurückgegangen, dh die Menschen 
sorgen markant weniger vor. Auch dies 
steht in völligem Gegensatz zu den Zielen 
der Europäischen Kommission.

Erörtert wurden somit (insbesondere 
mit dem Büro des Ersten Vizepräsidenten 
des Europäischen Parlaments Dr. Othmar 
Karas) alternative Wege zur Erreichung der 

Ziele der Europäischen Kommission. Da-
bei hat Fachverbandsobmann Dolzer (in 
Abstimmung mit seinen Kollegen aus an-
deren Staaten) angesprochen, dass mehr 
Transparenz bei den Kosten – speziell, 
wenn diese den realen Erträgen von Invest-
ments gegenübergestellt werden – ein mög-
licher Weg wäre zu gewährleisten, dass 
Verbraucher:innen fundiertere Entschei-
dungen treffen können. Weiters wurde dar-
auf hingewiesen, dass weniger, aber dafür 
prägnantere Produktinformationen (kom-
primiert auf 2-3 Seiten) auch dazu beitra-
gen, dass Verbraucher:innen die Produkte 
besser verstehen. 

Nun gilt es abzuwarten, wie die Retail 
Investment Strategy konkret formuliert 
wird. Mit dem Büro des Ersten Vizepräsi-
denten des Europäischen Parlaments Dr. 
Othmar Karas und der ständigen Vertre-
tung der WKÖ in Brüssel ist schon jetzt 
definiert, dass der Fachverband nach der 
Veröffentlichung des Vorschlags der Euro-
päischen Kommission wieder persönliche 
Gespräche in Brüssel aufnehmen wird. Da-
mit die EU-Bürger:innen von der Strategy 
wirklich profitieren und wirtschaftlich 
sinnvolles Arbeiten für Finanzdienstleiser 
zukünftig weiterhin möglich ist.

Aktuelles aus der EU-Interessensvertretung – 
Private Vorsorge KommR Mag. Hannes Dolzer

KR Mag. Hannes Dolzer 
Obmann des 
Fachverbands Finanz-
dienstleister, 
Wirtschaftskammer 
Österreich

Medieninhaber und Herausgeber von FACTS:
Fachverband Finanzdienstleister/Wirtschaftskammer 
Österreich, Wiedner Hauptstraße 63, 1045 Wien, 
Tel.: +43 (0)5 90 900 DW 4818, 
E-Mail: finanzdienstleister@wko.at,
www.wko.at/finanzdienstleister
Beteiligung: 100%. Es bestehen keine anderen  
Beteiligungen an periodischen Medien –  
ausgenommen der Website des Fachverbands selbst.

Geschäftsführer: Dr. Alexander Kern, MSc
Redaktionssitz: Fachverband Finanzdienstleister, 
Wiedner Hauptstraße 63, 1045 Wien
Erscheinungsort: 
Fachverband Finanzdienstleister/ 
Wirtschaftskammer Österreich,
Wiedner Hauptstraße 63, 1045 Wien

Blattlinie:
FACTS ist das offizielle Informationsmedium des 
Fachverbands Finanzdienstleister der Wirschafts-
kammer Österreich für seine Mitglieder. 

Die Themen des Magazins umfassen sachgerechte  
Stellungnahmen und Berichterstattung über die  
wichtigsten gesetzlichen und wirtschaftlichen Rahmen
bedingungen sowie steuerliche Änderungen im 
Finanzdienstleistungsbereich. 

Das Magazin FACTS erscheint dreimal jährlich und  
versteht sich als Plattform für den Informationsaus-
tausch zwischen dem Fachverband  Finanzdienstleister 
– in seiner Funktion als Interessenvertretung – und  
dessen Mitgliedern, an dem diese ein berechtigtes  
Interesse besitzen.

Offenlegung nach 
§ 25 Mediengesetz



8            www.wko.at/finanzdienstleister                                                                      www.wko.at/wissensdatenbank

E U R O P Ä I S C H E  U N I O N  

So schaffen wir das!
Dr. Othmar Karas, M.B.L.-HSG, Erster Vizepräsident des Europäischen Parlaments

Europa und die Europäische Union 
werden in den kommenden Jahren und 
Jahrzehnten zunehmend von umfang-
reichen Flucht- und Migrationsbewe-
gungen betroffen sein. Bis heute haben 
wir jedoch die Lehren aus der Asyl- und 
Migrationskrise 2015 nicht gezogen. Es 
braucht endlich den politischen Wil-
len, ein echtes EU-Asylsystem auf den 
Weg zu bringen – inklusive besserem 
Außengrenzschutz, einheitlichem Asyl-
verfahren, legaler Fluchtwege und soli-
darischer Verteilung. Gemeinsam mit 
Migrationsforscherin Judith Kohlen-
berger habe ich mit Expertinnen und 
Experten aus unterschiedlichen Fach-
bereichen jeglicher Couleur ein Buch 
herausgegeben. Wir beweisen dabei, 
dass Menschen mit unterschiedlichen 
Blickwinkeln und Ideologien an einer 
Lösung dieser drängendsten humanitä-
ren Krise unserer Zeit arbeiten können 
– und zeigen damit gemeinsam „So 
schaffen wir das“!

Am Beginn der 2015 eingetretenen 
„Flüchtlingskrise“ herrschte jene empathi-
sche Stimmung, die die Österreicherinnen 
und Österreicher immer ausgezeichnet 
hat, wenn Menschen in Not waren. Als 1956 
zehntausende Ungarinnen und Ungarn die 
Grenze passierten, weil russische Panzer 
den Freiheitswillen der „Gulaschkommu-
nisten“ niederwalzten, nahmen wir Öster-
reicher:innen sie mit offenen Armen auf. 
Das gleiche Bild war 1968 während des 
„Prager Frühlings“ oder auch 1992 wäh-
rend des Jugoslawien-Kriegs zu sehen.

Ebendiese spontane Hilfsbereitschaft 
dominierte auch, als im Sommer 2015 die 
ersten Flüchtlinge die ungarisch-burgen-
ländische Grenze passierten. Es gab eine 
breite Welle der Solidarität, getragen von 
vielen freiwilligen Helfer:innen aus der 
Mitte der Gesellschaft. Selbst, als sich im-
mer mehr Flüchtlinge auf den Weg mach-
ten und bald täglich zu Zehntausenden 
Österreich passierten, um sich mehrheit-
lich Richtung Deutschland aufzumachen, 

blieben diejenigen in der Minderheit, die 
die vielen freiwilligen Helfer:nnen als 
„Willkommensklatscher“ zu denunzieren 
suchten. 

Die Stimmung kippte erst, als im Spät-
sommer 2015 Bilder von verzweifelten, oft 
monatelang unterwegs gewesenen Men-
schen, die ungeordnet und unkontrolliert 
die Grenze überschritten, medial wie auch 
politisch instrumentalisiert wurden. Diese 
Bilder brannten sich nachhaltig im kollek-
tiven Gedächtnis ein: Polizist:innen, die 
zur Steuerung der Fluchtbewegung vor Ort 
waren, konnten nichts anderes tun, als zu-
zusehen, wie große Menschengruppen 
ohne Registrierung oder Identitätsfeststel-
lung über die Grenze kamen. Wenn die 
Angst vor Kontrollverlust mit der mensch-
lichen Empathie in Widerstreit gerät, droht 
die gesellschaftliche Balance zu kippen.

Danach wurden fast überall in Europa 
wieder vermehrt Überfremdungsängste ge-
schürt, die skrupellosen Vereinfacher und 
hemmungslosen Nationalisten haben seit-
dem Hochkonjunktur. Angst ist kein guter 
Ratgeber. Fremdenangst schon gar nicht. 
Und trotzdem versagte die politische Mitte 
im Umgang mit dieser hochemotionalen 
Krise. Die Thematiken Zuwanderung, 
Flucht, Asyl und Migration wurden den 
politischen Rändern – links und rechts – 
überlassen. 

Angesichts dieser Pattsituation habe 
ich verschiedene Expertinnen und Exper-
ten zu mehreren Gesprächen eingeladen, 
ihnen zugehört und Fragen gestellt. So 
funktioniert Politik – sollte sie zumindest. 
Ich habe sie gebeten, ihre Erfahrungen und 
Lösungsvorschläge zu Papier zu bringen. 
Daraus ist ein Buch entstanden: „So schaf-
fen wir das“ heißt es, welches ich gemein-
sam mit Migrationsforscherin Judith Koh-
lenberger am Anfang des Monats herausge-
ben durfte. Während dieser intensiven 
Auseinandersetzung mit Zahlen, Fakten 
und verschiedenen Expertisen haben sich 
vier Punkte herauskristallisiert, die wir 
jetzt angehen müssen.

Koordinierte Hilfe vor Ort
Die Arbeit zur „Lösung“ der daliegenden 
Krise beginnt nicht in Österreich oder an 
der EU-Außengrenze – sie beginnt vor Ort, 
in den Ländern, aus denen Menschen 
flüchten müssen. Dieser echten Hilfe vor 
Ort muss noch ein viel wesentlicher Teil 
unserer politischen Arbeit gewidmet wer-
den – und das nicht nur vor dem Hinter-
grund, Migrationsströme zu verhindern, 
sondern vor allem, um Menschen vor Ort 
wieder eine Perspektive zu geben. Wir se-
hen bereits heute, welch immenses Leid 
Hungersnöte und klimabedingte Schäden 
verursachen. Eine koordinierte EU-Afrika-
Politik darf deshalb kein „Nebenjob“ mehr 
sein und bedarf eines eigenen Schwer-
punkts und eines eigenen EU-Afrika-Kom-
missars in der Europäischen Kommission. 

Die investierten Summen für humani-
täre Hilfe und Entwicklungshilfe gilt es 
massiv zu erhöhen. Dies dient auch einer 
effektiven Nutzung von Geldern, da vor 
Ort ein Euro mehr wert ist als in Europa. 
Besonders hervorzuheben ist die Notwen-
digkeit einer nachhaltigen Finanzierung 
und Betreuung von Entwicklungsprojek-
ten. Die Forschung zeigt, dass bei einer 
durch Investitionen bedingten, positiven 
wirtschaftlichen Entwicklung die Emigrati-
onsrate eines Landes zwar kurzfristig 
steigt, mittel- und langfristig aber die Le-
bensbedingungen – darunter Infrastruk-
tur, Sicherheitslage, Bildungs- und Er-
werbsmöglichkeiten – vor Ort so weit ver-
bessert werden, dass weniger Menschen 
das Land verlassen.

Sicherung der 
EU-Außengrenzen – Registrierung 
und Differenzierung 
Trotz allem darf ein funktionierender EU-
Außengrenzschutz, der Grund- und Men-
schenrechten verpflichtet bleibt und gel-
tendes EU-Recht umsetzt, dabei nicht in 
Vergessenheit geraten. Derzeit ist der 
Schutz der EU-Außengrenzen in nationaler 
Hand und damit bleibt uns in Europa ein 
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„Fleckerlteppich“. Ein effizienter Grenz-
schutz braucht gemeinsame Standards und 
Maßnahmen, muss von der EU gemeinsam 
geregelt, gesteuert und im Endeffekt auch 
finanziert werden. 

Das heißt zuallererst: Wir müssen das 
Mandat von Frontex erweitern. Derzeit 
darf Frontex nur in einigen wenigen Berei-
chen unterstützen. Das muss umgekehrt 
werden: Die EU-Staaten müssen Frontex 
die Kompetenz geben, an allen EU-Außen-
grenzen im Namen der EU zu handeln und 
zu kontrollieren. Dabei ist entscheidend, 
dass alle Ankommenden ordnungsgemäß 
registriert und differenziert werden. Regis-
trieren, damit wir auch weiterhin von of-
fenen Grenzen nach innen profitieren kön-
nen. Differenzieren, um an der EU-Außen-
grenze zu unterscheiden, ob Ankommende 
vor Krieg oder politischer Verfolgung flie-
hen oder ob es (Arbeits-)Migrationsoptio-
nen nach Europa gibt, wie etwa durch Er-
möglichung zirkulärer Migration und der 
Einführung von Visa auf Zeit.

Einheitliches EU-Asylverfahren 
mit legalen Fluchtwegen 
Weiters dürfen leidtragende, verfolgte Men-
schen nicht – wie häufig der Fall aufgrund 
der limitierten regulären Einreisemöglichkei-
ten – automatisch in der Illegalität verortet 
werden. Im Gegenteil: Die Schaffung echter 
legaler Fluchtwege nach Europa, um eine ge-
ordnete und strukturierte Form der humani-
tären Aufnahme zu ermöglichen, ist eine 
Notwendigkeit. Damit wird auch den Schlep-
pern das Handwerk gelegt und dem Sterben 
tausender Menschen im Mittelmeer entge-
gengewirkt. Dazu zählt allen voran die Auf-
stockung von Resettlement-Programmen. 
Daneben braucht es Migrationspartnerschaf-
ten mit primären Herkunftsländern von 
Flüchtlingen und Migrant:nnen, wo Men-
schenrechte und Grundfreiheiten geachtet 
werden, die sowohl Rückführung als auch 
Visaerleichterungen, die Vernetzung von Ge-
meinden, Vereinen und Wissenschaft sowie 
Entwicklungskooperation umfassen.

Eine der schwerwiegendsten Hürden ist 
jedoch das aktuelle Asylsystem. Jahrelange 
Verfahren und die unterschiedlichen Umset-
zungen von Recht in den EU-Mitgliedstaaten 
führen zu einem inakzeptablen Status quo 
– für alle Seiten. Deshalb braucht es die Mög-

lichkeit, ein Asylansuchen bereits außerhalb 
der Europäischen Union – spätestens an der 
EU-Außengrenze – zu stellen. Dafür benöti-
gen wir allen voran ein einheitliches europä-
isches Asylverfahren, welches alle EU-Länder 
anerkennen. Diese Verfahren sollten in der 
Regel nach 2 Monaten abgeschlossen werden. 
Die Vertretung der Europäischen Union au-
ßerhalb ihrer Landesgrenzen müssen daher 
gestärkt werden und konsularische Tätigkei-
ten wahrnehmen können.

Solidarische Verteilung
Wichtig ist bei einem einheitlichen EU-Asyl-
verfahren aber auch die Lastenverteilung und 
damit eine solidarische Verteilung von Flüch-
tenden. Auch, um der unkontrollierten Wei-
terreise dieser Menschen, etwa über die West-
balkanroute, zuvorzukommen. Wenn die 
Verfahren in den Ländern an den Asylaußen-
grenzen stattfinden, dann sind diese über-
proportional betroffen. Da gilt es auch fest-
zuschreiben, dass jene Personen, die in ei-
nem rechtsstaatlichen Verfahren aufgenom-
men, dann auch in Europa verteilt werden. 
Österreich tritt auf europäischer Ebene ge-
gen eine solche Verteilung von Geflüchteten 
auf, obwohl wir als Land 2022 – nach Zypern 
– pro-Kopf am meisten Asylanträge stemmen 
mussten. Während in den meisten EU-Mit-
gliedsstaaten 2022, darunter auch in Deutsch-
land, Frankreich, Spanien und Italien pro 
100.000 Einwohner weniger als 300 Asylanträ-
ge gestellt wurden, gab es in Österreich mehr 
als 1.000 Anträge. 

Gleichzeitig braucht es auch EU-weite 
Regelungen bei Abschiebungen und Resett-
lement-Programmen. Die Definition siche-
rer Drittstaaten ist hier ein gutes Beispiel, um 
ein einheitliches Verfahren in allen Mitglied-
staaten zu gewährleisten. Alle Mitgliedstaa-
ten haben einer von der Agentur der Euro-
päischen Union für Grundrechte mit Sitz in 
Wien herausgegebenen, regelmäßig aktuali-
sierten und evaluierten Liste sicherer Her-
kunftsstaaten zu folgen. Dieser Schritt ist 
eine praktikable Lösung, die die EU-Grund-
rechteagentur selbst bereits seit Jahren vor-
schlägt.

Auch wenn die Umsetzung mancher die-
ser Punkte noch in weiter Ferne scheint, ist 
es von grundlegender Bedeutung, möglichst 
rasch darauf hinzuarbeiten. Denn wenn un-
sere Gangart keine schnellere wird, werden 

uns künftige Flucht- und Migrationsbewe-
gungen hart treffen. Die gute Nachricht lau-
tet: Alles, was wir brauchen, ist da. Die 
schlechte Nachricht: Aufgrund des mangeln-
den politischen Willens zu Solidarität und 
Zusammenarbeit kommen wir nicht schnell 
genug weiter. „Es ist so, als hätte man einen 
Fallschirm und würde sich trotzdem ent-
scheiden, ohne ihn aus dem Flugzeug zu 
springen“, hat es Margaritis Schinas treffend 
formuliert.  

Bekennen wir gemeinsam Verantwor-
tung und wagen – spät aber doch – diesen 
unentbehrlichen Schritt in Richtung einer 
gemeinsamen solidarischen europäischen 
Asyl- und Migrationspolitik. Wenn die Euro-
päische Union und ihre Mitgliedstaaten kei-
ne Lösungen für diese drängenden Fragen 
liefern können, wird der Vertrauensverlust in 
die Politik und Institutionen weiter zerstöre-
risch wachsen. Ich setzte mich daher dafür 
ein, dass Menschen mit unterschiedlichen 
Blickwinkeln und Ideologien an einer Lö-
sung dieser drängendsten humanitären Krise 
unserer Zeit arbeiten – und damit gemein-
sam zeigen: „So schaffen wir das“!

Dieser Beitrag wurde zu Reaktionsschuss 
am 1. März finalisiert. Bei Fragen und An-
regungen stehe ich mit meinem Team jeder-
zeit gerne zur Verfügung.

Dr. Othmar Karas
M.B.L.-HSG,
Erster Vizepräsident des 
Europäischen Parlaments
Tel.: +32 (0)2 2845627 
www.othmar-karas.at
E-Mail: othmar.karas@
europarl.europa.eu   
Twitter: @othmar_karas 
Facebook: othmar.karas
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Was ist der Digital Operational 
Resilience Act (DORA)? 
Am 16.1.2023 trat die Verordnung (EU) 2022/2554 
des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14.12.2022 über die Betriebsstabilität digi-
taler Systeme des Finanzsektors („Digital Ope-
rational Resilience Act“, nachfolgend DORA) 
in Kraft. Mit DORA wird ein harmonisierter 
und umfassender Rechtsrahmen für die digita-
le operationelle Widerstandsfähigkeit der euro-
päischen Finanzunternehmen eingeführt. Die 
Europäische Kommission wollte damit Lücken 
in der Finanzdienstleistungsgesetzgebung 
schließen, die bisher einen fragmentierten Ein-
satz für die operationelle Resilienz vorsah, und 
die Risiken der Informations- und Kommuni-
kationstechnologien (IKT) nur am Rande be-
handelte. Eine bedeutende Auswirkung von 
DORA ist, dass auch IKT-Drittanbieter, die als 
kritisch eingestuft werden, in den Anwen-
dungsbereich der Finanzdienstleistungsauf-
sicht einbezogen werden. Betroffene Unter-
nehmen müssen DORA ab 17.1.2025 anwen-
den. Durch DORA werden betroffene Finanz-
unternehmen und IKT-Drittanbieter dazu 
verpflichtet, zahlreiche digitale Sicherheits- 
und Berichtspflichten einzuhalten, um die Fi-
nanzunternehmen widerstandsfähiger gegen 
Cyber-Angriffe zu machen und andere Risiken 
aus der Nutzung von IKT zu mindern.

Gleichzeitig mit DORA wurden weitere 
Richtlinien erlassen: Richtlinie (EU) 2022/2555 
über Maßnahmen über ein hohes gemeinsa-
mes Cybersicherheitsniveau („NIS2-RL“), 
Richtlinie 2022/2556 hinsichtlich der digitalen 
operationalen Resilienz im Finanzsektor („DO-
RA-RL“) sowie Richtlinie (EU) 2022/2557 über 
die Resilienz kritischer Einrichtungen. Die 
DORA-RL enthält als Begleitmaßnahme je-
weils einzelne Anpassungen von mehreren 
Richtlinien, die aufgrund von DORA erforder-
lich wurden. Die ab dem 17.1.2025 anwendbare 
DORA-RL muss noch von den EU-Mitglied-
staaten in nationales Recht umgesetzt werden. 
Die NIS2-RL ist die überarbeitete Version der 
Richtlinie (EU) 2016/1148 über Maßnahmen 
zur Gewährleistung eines hohen gemeinsamen 
Sicherheitsniveaus von Netz- und Informati-
onssystemen („NIS-RL“). NIS2 ersetzt NIS und 
modernisiert den bestehenden Rechtsrahmen 
und weitet den Anwendungsbereich der Cyber-

sicherheitsvorschriften auf neue Sektoren und 
Einrichtungen aus. In den Erwägungsgründen 
von DORA ist klargestellt, dass DORA eine lex 
specialis zur NIS2-RL verkörpert und somit 
den Vorschriften dieser Richtlinie vorgeht.

Zum DORA-Rahmenwerk gehören auch 
delegierte Rechtsakte sowie die von den zustän-
digen Europäischen Aufsichtsbehörden 
(„ESA“) noch zu erstellenden Leitlinien und 
technischen Regulierungs- und Durchfüh-
rungsstandards (RTS). Dadurch werden die 
Anforderungen an die Finanzunternehmen in 
allen EU-Mitgliedstaaten einheitlich gestaltet.

Damit sichergestellt wird, dass die Finanz-
unternehmen die Standards einhalten, um 
IKT-bedingten Störungen und (Cyber-)Bedro-
hungen standhalten zu können, werden diese 
dazu verpflichtet, zahlreiche Maßnahmen zu 
ergreifen:
•	Implementierung eines IKT-Risikomanage-

mentrahmens und Business Continuity Ma-
nagement;

•	Berichterstattung zu IKT-Vorfällen;
•	Prüfung der digitalen Betriebsstabilität (mit 

Durchführung von Penetrationstests);
•	Steuerung und Überwachung von IKT-

Drittdienstleister-Risiken;
•	Informationsaustausch zwischen den be-

troffenen Unternehmen.

Allgemeine Bestimmungen – 
Anwendungsbereich
Gemäß Art 2 Abs 1 DORA gelten die Anfor-
derungen der Verordnung für „Finanzunter-
nehmen“ und IKT-Drittdienstleister, die 
Verträge mit Finanzunternehmen abschlie-
ßen. In den Anwendungsbereich von DORA 
fallen 20 Arten von Finanzunternehmen. 
Neben Kreditinstituten und Versicherungs- 
und Rückversicherungsunternehmen sind 
das unter anderem:
•	Wertpapierfirmen, wobei Wertpapier-

dienstleistungsunternehmen vom Anwen-
dungsbereich ausgenommen sind;

•	Zahlungs- und E-Geldinstitute (inkl Kon-
toinformationsdienstleister);

•	Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, die 
gemäß einer Verordnung des Europä-
ischen Parlaments und des Rates über 
Märkte von Krypto-Werten (MiCA-VO) 
zugelassen sind, und Emittenten wertrefe-

renzierter Token;
•	Verwalter alternativer Investmentfonds 

(AIFM), sofern es sich nicht um einen re-
gistrierten AIFM gemäß Art 2 AIFMD bzw 
§ 1 Abs 5 AIFMG handelt;

•	Schwarmfinanzdienstleister (nicht aber 
Crowdinvesting-Plattformen mit einer Ge-
werbeberechtigung als Gewerblicher Ver-
mögensberater);

•	Versicherungsvermittler, Rückversiche-
rungsvermittler sowie Versicherungsver-
mittler in Nebentätigkeit.

Die Definition von IKT-Drittdienstleis-
tern umfasst Unternehmen, die digitale und 
Datendienste anbieten, einschließlich Anbie-
ter von Cloud-Computing-Diensten, Softwa-
re, Datenanalysediensten und Rechenzentren. 
Finanzunternehmen müssen in ihren Verträ-
gen mit solchen IKT-Drittanbietern auch spe-
zifische vertragliche Bestimmungen vorsehen.

Eine bedeutende Ausnahme besteht für 
Versicherungsvermittler, Rückversicherungs-
vermittler und Versicherungsvermittler in 
Nebentätigkeit, sofern es sich bei diesen um 
Kleinstunternehmen, kleine oder mittlere Un-
ternehmen handelt. Somit werden nur solche 
Unternehmen mit 250 oder mehr Beschäftig-
ten und einem Jahresumsatz von 50 Mio. 
Euro und/oder einer Jahresbilanzsumme von  
43 Mio. Euro von DORA erfasst. Somit fallen 
insbesondere Gewerbliche Vermögensberater 
(bei der Kreditvermittlung, der Wertpapier-
vermittlung sowie im Veranlagungsbereich) 
nicht in den Anwendungsbereich von DORA. 
Bei der Versicherungsvermittlung ist das eben-
falls zutreffend, solange diese nicht größer als 
ein mittleres Unternehmen sind. Bezogen auf 
Leasingunternehmen für den Bereich der Ver-
sicherungsvermittlung in Nebentätigkeit ist 
DORA ebenfalls nicht anwendbar, solange 
diese nicht größer als ein mittleres Unterneh-
men sind. Sollten Leasingunternehmen aber 
bspw in der Konzernstruktur eines Kreditin-
stituts eingebunden sein, ist die Anwendbar-
keit von DORA gesondert zu prüfen. 

Darüber hinaus fallen unserer Ansicht 
nach Pfandleiher und Versteigerer nicht in 
den Anwendungsbereich des DORA, nach-
dem diese nicht in der Aufzählung des Gel-
tungsbereichs angeführt werden. Auch die 
NIS2-RL findet keine Anwendung (diese gilt 

Digital Operational Resilience Act (DORA) in Kraft
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nur für spezifische in den Anhängen dieser 
NIS-RL genannte Sektoren).

 
Hinweis: Trotz des weit gefassten Anwen-
dungsbereichs sieht DORA mehrere Ele-
mente der Verhältnismäßigkeit vor. Gemäß 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
müssen Finanzunternehmen, die in den 
Anwendungsbereich von DORA fallen, die 
DORA-Vorschriften einhalten, wobei ihre 
Größe und ihr Gesamtprofil als auch ihre 
Art, der Umfang und die Komplexität ihrer 
Dienstleistungen, Tätigkeiten und Geschäf-
te berücksichtigt werden. In diesem Zusam-
menhang gibt es umfassende Erleichterun-
gen für Finanzunternehmen, die die Krite-
rien als „Kleinstunternehmen“ erfüllen (dh 
bis 9 Beschäftigte und Jahresumsatz bzw 
-bilanzsumme kleiner als 2 Mio. Euro). Auch 
für kleine und nicht verflochtene Wertpa-
pierunternehmen gemäß Art 12 Abs 1 der 
Verordnung (EU) 2019/2033 („Klasse 3-Wert-
papierfirmen“), die nach dem sektorspezi-
fischen Unionsrecht aufgrund ihrer Größe 
bereits einem vereinfachten Aufsichtsre-
gime unterliegen, wird im Einklang mit 
dem erwähnten Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit vorgesehen, dass sie einem ver-
einfachten IKT-Risikomanagementrahmen 
unterworfen werden.

IKT-Risikomanagement, Bericht-
erstattung und Testung
DORA sieht vor, dass Finanzunternehmen 
über einen umfassenden Governance- und 
Kontrollrahmen für ein wirksames und um-
sichtiges Management von IKT-Risiken verfü-
gen müssen. Dafür ist ein solider, umfassender 
und gut dokumentierter IKT-Risikomanage-
mentrahmen bestehend aus Strategien, Leit- 
und Richtlinien, Verfahren sowie IKT-Protokol-
len und -Tools aufzubauen und aufrechtzuer-
halten. Dem Leitungsorgan obliegt die aus-
drückliche und letztendliche Verantwortung 
für die Festlegung, Genehmigung und Überwa-
chung dieses Risikomanagementrahmens. Mit 
der letztendlichen Verantwortung des Lei-
tungsorgans ist für dieses Organ eine regelmä-
ßige Absolvierung von Fachschulungen zu IKT-
Risiken vorgesehen, um die IKT-Risiken und 
deren Auswirkungen auf die Geschäftstätigkeit 
bewerten zu können.

Der umgesetzte IKT-Risikomanagement-
rahmen soll dafür Sorge tragen, alle Informati-

ons- und IKT-Assets, einschließlich Computer-
Software, Hardware und Server, sowie alle rele-
vanten physischen Komponenten und Infra-
strukturen ordnungsgemäß und angemessen 
zu schützen. Eine Dokumentation und Über-
prüfung des IKT-Risikomanagementrahmens 
hat mindestens einmal jährlich zu erfolgen 
(bspw bei Auftreten schwerwiegender IKT-be-
zogener Vorfälle auch öfter). Finanzunterneh-
men sind dazu verpflichtet, IKT-Systeme, -Pro-
tokolle und -Tools zu verwenden und diese stets 
auf dem neuesten Stand zu halten. Diese müs-
sen in Einklang mit dem Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit für die Ausübung der Ge-
schäftstätigkeit zuverlässig und angemessen 
sein. Ebenfalls sind alle IKT-gestützten Unter-
nehmensfunktionen, Rollen und Verantwort-
lichkeiten als auch die Informations- und IKT-
Assets, die diese Funktionen unterstützen, zu 
ermitteln und hinsichtlich der IKT-Risiken zu 
klassifizieren und dokumentieren.

Finanzunternehmen haben zudem alle 
Quellen für IKT-Risiken, insbesondere das Ri-
siko gegenüber und von anderen Finanzunter-
nehmen, zu ermitteln und die relevanten Cy-
berbedrohungen und IKT-Schwachstellen zu 
bewerten. Bei jeder wesentlichen Änderung 
(bspw von Prozessen oder Strukturen), die eine 
Auswirkung auf IKT-gestützte Unternehmens-
funktionen, Informations- oder IKT-Assets 
haben, ist eine Risikobewertung durchzufüh-
ren. Vorgesehen ist ebenfalls, dass Finanzunter-
nehmen alle Prozesse, die von IKT-Drittdienst-
leistern abhängen, ermitteln und dokumentie-
ren und weiters alle Vernetzungen mit IKT-
Drittdienstleistern, die Dienste zur Unterstüt-
zung kritischer oder wichtiger Funktionen be-
reitstellen, ermitteln.

Finanzunternehmen müssen auch eine 
Analyse der Auswirkungen auf den Geschäfts-
betrieb (Business-Impact-Analyse) durchfüh-
ren, um ihre Gefährdung durch schwerwiegen-
de Betriebsstörungen anhand quantitativer 
und qualitativer Kriterien zu ermitteln. Finanz-
unternehmen haben dafür zu sorgen, über eine 
Krisenmanagementfunktion zu verfügen, die 
bei Aktivierung der IKT-Geschäftsfortfüh-
rungspläne oder der IKT-Reaktions- und Wie-
derherstellungspläne in der Lage sein wird, die 
Kommunikation zu steuern. Finanzunterneh-
men werden auch dazu verpflichtet, Richtlini-
en und Verfahren zur Datensicherung als auch 
zu Wiedergewinnungs- und Wiederherstel-
lungsverfahren und -methoden zu entwickeln. 

Ferner sind obligatorische Schulungen zur di-
gitalen operationalen Resilienz für alle Mitar-
beiter und Führungskräfte vorgesehen. Schließ-
lich müssen Finanzunternehmen über Kom-
munikationspläne verfügen, die eine Offenle-
gung zumindest von schwerwiegenden IKT-
bezogenen Vorfällen oder Schwachstellen ge-
genüber Kunden, anderen Finanzunterneh-
men und der Öffentlichkeit ermöglichen.

Art 16 DORA sieht im Einklang mit dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit vor, dass 
insbesondere kleine und nicht verflochtene 
Wertpapierfirmen (sog Klasse 3-Wertpapierfir-
men nicht den eben genannten Anforderun-
gen unterliegen. Stattdessen ist ein vereinfach-
ter IKT-Risikomanagementrahmen zu imple-
mentieren.

 
IKT-bezogene Vorfälle und deren 
Bewältigung, Klassifizierung und 
Meldung
Die Mitgliedstaaten haben eine einzige natio-
nale Behörde als zentrale Meldestelle zur Mel-
dung von schwerwiegenden IKT-bezogenen 
Vorfällen zu benennen. Finanzunternehmen 
werden zu diesem Zweck verpflichtet, einen 
Prozess für die Behandlung IKT-bezogener 
Vorfälle einzurichten, um IKT-bezogene Vor-
fälle zu erkennen, zu behandeln und zu mel-
den. DORA sieht diesbezüglich von Finanzun-
ternehmen die Einführung von Verfahren zur 
Klassifizierung von IKT-bezogenen Vorfällen 
anhand vorgegebener Kriterien vor, wobei die 
ESA noch RTS-Entwürfe hinsichtlich der Kri-
terien für die Bestimmung schwerwiegender 
IKT-bezogener Vorfälle, Cyberbedrohungen 
und zahlungsbezogener Betriebs- und Sicher-
heitsvorfälle erarbeiten werden.

Die ESA sind in DORA außerdem damit 
beauftragt, gemeinsame Entwürfe von RTS zu 
erarbeiten um (i) den Inhalt von Meldungen 
über schwerwiegende IKT-bezogene Vorfälle, 
(ii) die Fristen für die Erstmeldung und weite-
re Meldungen, und (iii) den Inhalt der Mel-
dung erheblicher Cyberbedrohungen (sowie 
Standardformulare dazu) festzulegen. Finanz-
unternehmen werden zudem dazu verpflich-
tet, schwerwiegende IKT-Vorfälle innerhalb 
der (festzulegenden) Fristen an die zuständi-
gen nationalen Behörden in Form von Erst-, 
Zwischen- und Abschlussberichten vorzule-
gen. Zu einem späteren Zeitpunkt soll dafür 
auf europäischer Ebene die Einrichtung einer 
einheitlichen EU-Plattform für die Meldung 
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schwerwiegender IKT-bezogener Vorfälle 
durch Finanzunternehmen evaluiert werden.

Prüfung der digitalen 
Betriebsstabilität
Zur Vorbereitung auf die Handhabung IKT-
bezogener Vorfälle und das Testen der digi-
talen operationalen Resilienz müssen Fi-
nanzunternehmen ein solides und umfassen-
des Programm umsetzen, erstellen, pflegen 
und überprüfen. Dabei ist sicherzustellen, 
dass Tests von unabhängigen, internen oder 
externen Parteien durchgeführt werden. 
IKT-Systeme und -Anwendungen, die kriti-
sche oder wichtige Funktionen unterstützen, 
sind mindestens einmal jährlich auf operatio-
nale Resilienz zu testen. Durchzuführende 
Tests umfassen zB Schwachstellenbewertung 
und -scans, Open-Source-Analysen, Netz-
werksicherheitsbewertungen, Lückenanaly-
sen, Überprüfungen der physischen Sicher-
heit, Fragebögen und Scans von Softwarelö-
sungen, Quellcodeprüfungen (soweit durch-
führbar), szenariobasierte Tests, Kompatibili-
tätstests, Leistungstests, End-to-End-Tests 
und Penetrationstests.  

Steuerung von 
IKT-Drittdienstleister-Risiken
Eines der zentralen Ziele von DORA besteht 
darin, einen geeigneten Rahmen für ein soli-
des Management von IKT-Drittrisiken zu 
schaffen. Finanzunternehmen bleiben jeder-
zeit in vollem Umfang für die Einhaltung und 
Erfüllung aller Verpflichtungen nach der Ver-
ordnung durch die von ihnen beauftragten 
IKT-Drittdienstleistern verantwortlich. Vorge-
sehen ist, dass Finanzunternehmen im Rah-
men des IKT-Risikomanagementrahmens 
eine Strategie für das IKT-Drittparteienrisiko, 
welche insbesondere eine Leitlinie für die 
Nutzung von IKT-Dienstleistungen zur Un-
terstützung kritischer oder wichtiger von IKT-
Drittdienstleistern bereitgestellten Funktio-
nen zu umfassen hat, beschließen und regel-
mäßig überprüfen. Dazu ist ein Informations-
register mit allen vertraglichen Vereinbarun-
gen über die Nutzung von IKT-Dienstleistun-
gen, die Dritte bereitstellen, zu führen. Die 
zuständige Behörde kann das Finanzunter-
nehmen dazu zwingen, Verträge mit IKT-
Drittdienstleistern vorübergehend teilweise 
oder vollständig auszusetzen, bis die Risiken 
beseitigt sind. 

Die Dokumentation umfasst auch eine 
Kategorisierung von Vereinbarungen danach, 
ob die Vereinbarungen die IKT-Dienstleistun-
gen zur Unterstützung kritischer oder wichti-
ger Funktionen abdecken. Die ESA erstellen, 
veröffentlichen und aktualisieren dazu eine 
Liste kritischer IKT-Drittdienstleister auf Uni-
onsebene über den Gemeinsamen Ausschuss. 

Den zuständigen Behörden ist weiters 
mindestens einmal jährlich ein Bericht zur 
Anzahl neuer Vereinbarungen und den Kate-
gorien von IKT-Drittdienstleistern zu erstat-
ten. Betreffen vertragliche Vereinbarungen 
kritische oder wichtige Funktionen, so muss 
vor Abschluss der Vereinbarung angemessen 
berücksichtigt werden, ob die IKT-Dritt-
dienstleister die aktuellsten und höchsten 
Qualitätsstandards für die Informationssi-
cherheit anwenden. Finanzunternehmen ha-
ben insbesondere sicherzustellen, dass die 
vertraglichen Vereinbarungen bestimmte 
wichtige Kündigungsgründe enthalten (zB 
erheblicher Verstoß gegen geltende Gesetze). 
Finanzunternehmen müssen auch Ausstiegs-
strategien erarbeiten, um mit Ausfällen von 
IKT-Drittdienstleistern umgehen zu können. 
Vorgesehen ist, dass von den ESA dazu Stan-
dardvertragsklauseln erarbeitet werden. 

Zu beachten ist weiters, dass Finanzunter-
nehmen nur dann Dienstleistungen eines als 
kritisch eingestuften IKT-Drittdienstleisters 
mit Sitz in einem Drittland in Anspruch neh-
men können, wenn dieser innerhalb von 12 
Monaten nach der Einstufung ein Tochterun-
ternehmen in der Union gegründet hat.

 
Erleichterungen und Ausnahmen 
für Kleinstunternehmen
Wie bereits oben angeführt, sollen die meis-
ten Anforderungen für Finanzunternehmen 
aller Größen gelten. DORA ermöglicht je-
doch eine verhältnismäßige Anwendung der 
Anforderungen für Kleinstunternehmen. In 
den relevanten DORA-Artikeln wird daher 
konkret angeführt, welche Bestimmungen 
oder Maßnahmen für Kleinstunternehmen 
keine Anwendung finden werden.

Ausblick und praktische 
Überlegungen
DORA sollte trotz aller Komplexität nicht iso-
liert betrachtet werden. Bei der Gesetzgebung 
wurde Wert auf eine Verknüpfung von DORA 
mit anderen vergleichbaren Initiativen gesetzt, 

insbesondere mit der NIS2-RL sowie mit be-
reits bestehenden Initiativen wie den Leitlinien 
der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde 
(EBA) zu Auslagerungsvereinbarungen und 
den EBA-Leitlinien für IKT und Sicherheitsri-
sikomanagement.

Es fällt auf, dass bei DORA eine generelle 
Ausnahme für Kleinstunternehmen fehlt, die 
beispielsweise das Netz- und Informationssi-
cherheitsgesetz und auch die neue NIS2-RL 
vorsieht. Die NIS2-RL sieht sogar (von einigen 
Ausnahmen abgesehen) vor, dass grundsätzlich 
nur jene Unternehmen in den betroffenen Sek-
toren in den Anwendungsbereich der NIS2-RL 
fallen, die 50 oder mehr Mitarbeiter und einen 
Jahresumsatz bzw eine Jahresbilanz von über 
10 Mio. Euro haben. Somit wird deutlich, dass 
für Finanzunternehmen bedeutend strengere 
Schwellenwerte gelten. 

Bis DORA ab dem 17.1.2025 anzuwenden 
ist, muss eine Vielzahl von sekundärrechtlichen 
Vorschriften ausgearbeitet werden, die detail-
lierte technische Regeln für die wesentlichen 
Bestimmungen von DORA enthalten werden. 
Für von DORA betroffene Finanzunterneh-
men wird die Prüfung, welche konkreten An-
forderungen – abhängig von der eigenen Un-
ternehmensgröße und ausgeübten Tätigkeit – 
zu beachten und somit umzusetzen sind, eine 
der großen Herausforderungen dieses neuen 
EU-Regelwerks. Zwar sieht DORA mit Verweis 
auf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
wesentliche Erleichterungen einerseits für be-
stimmte in Art 16 DORA angeführte „kleinere 
Unternehmen“, die einen vereinfachten IKT-
Risikomanagementrahmen verwenden kön-
nen, und andererseits generell für Kleinstun-
ternehmen bestimmte Ausnahmen vom kom-
plexen IKT-Risikomanagementrahmen vor, je-
doch wird abzuwarten sein, wie aufwendig (in 
zeitlicher und kostenmäßiger Sicht) die Einhal-
tung der von den ESA durch RTS noch zu kon-
kretisierenden Vorgaben für diese und alle an-
deren größeren Finanzunternehmen sein wird.

Ein ausführlicherer Rechtsartikel zu DORA 
ist auf der Fachverbandwebsite unter www.wko.
at/finanzdienstleister abrufbar.
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Am 17.2.2023 wurden die technischen Regulie-
rungsstandards (RTS) der Europäischen Auf-
sichtsbehörden (EBA, ESMA und EIOPA) zur 
Offenlegung von Finanzprodukten in Bezug 
auf Investitionen in fossile Gas- und Kernen-
ergieaktivitäten gemäß Offenlegungsverord-
nung im Amtsblatt der EU veröffentlicht (De-
legierte Verordnung (EU) 2023/363 vom 
31.10.2022). Die Verordnung ist am 20.2.2023 in 
Kraft getreten.

Das erste Set der RTS war die Darstellung 
nachteiliger Auswirkungen von Investitions-
entscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren 
(abgekürzt PAI für Principal Adverse Impact). 
Das zweite Set der RTS besteht aus zusätzli-
chen Offenlegungspflichten für Finanzpro-
dukte unter Verwendung der Umwelttaxono-
mie. Beide RTS sind seit 1.1.2023 anwendbar.

Ergänzend dazu trat nun die neue delegier-
te Verordnung (EU) 2023/363 mit 20.2.2023 in 
Kraft. Die wichtigste Änderung, die sich aus der 
delegierten Verordnung ergibt, ist die Einfüh-
rung von vorvertraglichen und periodischen 
Offenlegungen für Artikel 8 und Artikel 9 
Fonds in Bezug auf Tätigkeiten im Zusammen-
hang mit fossilem Gas und Atomenergie, um 
eine Angleichung an die EU-Taxonomie zu 
gewährleisten. Die verbesserten Offenlegun-
gen werden als notwendig erachtet, um die 
Transparenz bei der Identifizierung ökologisch 
nachhaltiger Tätigkeiten im Zusammenhang 

mit fossilem Gas und Atomenergie zu erhöhen 
und die Vergleichbarkeit der Offenlegungen 
bei verschiedenen Produkten zu fördern.

Hierfür wurde der bestehende Annex er-
weitert. Er beinhaltet nun auch Fragen zu 
Investitionen in fossiles Gas und Atomener-
gie. In den geänderten RTS findet sich nun 
eine „Ja/Nein-Frage“, um zu bestimmen, ob 
ein Finanzprodukt in nachhaltige Aktivitäten 
investieren will, die fossiles Gas und/oder 
Atomenergie beinhalten. Wird diese Frage mit 
„Ja“ beantwortet, so verlangt die Verordnung, 
dass im nächsten Schritt die jeweiligen prozen-
tuellen Anteile dokumentiert werden. 

Diese Änderungen sind auf einen Report 
der Europäischen Aufsichtsbehörden von 
September 2022 zurückzuführen. In diesem 
Report empfehlen die Europäischen Auf-
sichtsbehörden, dass offengelegt werden soll-
te, wie hoch der Anteil an Investitionen in 
fossilem Gas und Atomenergie bei bestimm-
ten Finanzinstrumenten ist. Die Europä-
ischen Aufsichtsbehörden sehen dies als 
wichtigen Schritt, die Transparenz zu erhö-
hen und es Finanzmarktteilnehmern und 
Anlegern zu erleichtern, ökologisch nachhal-
tige Tätigkeiten in den Bereichen fossiles Gas 
und Kernenergie, in die mit Finanzproduk-
ten investiert wird, zu erkennen. 

Die Bereitstellung detaillierterer Infor-
mationen über die Investitionen in diese 

Tätigkeiten soll auch die Vergleichbarkeit der 
offengelegten Informationen für die Anleger 
erhöhen. Daher ist bei Investitionen in öko-
logisch nachhaltige Tätigkeiten im Bereich 
fossiles Gas und Kernenergie über die gesam-
te Lebensdauer der betreffenden Finanzpro-
dukte hinweg in vorvertraglichen Dokumen-
ten und regelmäßigen Berichten für Transpa-
renz zu sorgen. Weiters sollen diese Informa-
tionen auch Bestandteil der auf Internetsei-
ten offengelegten Informationen sein. 

Die Aufnahme von fossilem Gas und 
Atomenergie in die EU-Taxonomie ist nicht 
unumstritten. Die Tatsache, dass gewisse In-
vestitionen in diese Technologien in der EU 
als „grün“ gelten, hat im Vorfeld zu zahlrei-
chen Diskussionen in Politik und Medien 
geführt. Die EU sieht Gas- und Atomkraft als 
„Übergangstätigkeiten“ an, also Tätigkeiten, 
die den Übergang zur Klimaneutralität si-
chern und beschleunigen sollen und somit 
einen wichtigen Beitrag zu den Klimazielen 
leisten.

Sustainable Finance – Veröffentlichung der RTS 
zu Gas- und Kernenergie Dr. Christine Thaler

Dr. Christine Thaler 
Referentin des 
Fachverbands 
Finanzdienstleister

Trotz Lockerungen: Weiterhin dringender 
Handlungsbedarf bei KIM-V Christoph Kirchmair/Pablo Viveros, MSc

Im August 2022 ist die Kreditinstitute-Immobi-
lienfinanzierungsmaßnahmen-Verordnung 
(KIM-V) in Kraft getreten mit dem Ziel, das 
Risiko einer „Immobilienblase“ in Österreich 
zu reduzieren. Seit Konzeption der KIM-V hat 
sich jedoch das makroökonomische Umfeld 
gravierend verändert: Das hohe Inflationsni-
veau hat zu gestiegenen Lebenserhaltungs- 
kosten geführt. Als fiskalpolitische Maßnahme 
zur Inflationseindämmung hat die Europä-
ische Zentralbank (EZB) ab Juli 2022 sukzessive 
die Leitzinsen erhöht – zum ersten Mal seit elf 
Jahren wurde damit die langandauernde Nied-
rigzinsphase beendet. Alleine im Jahr 2022 er-

folgten vier Zinsschritte. Im Laufe des heurigen 
Jahres sind weitere Erhöhungen der Leitzinsen 
erwartbar. Gemäß Infina Kredit-Index (IKI) 
wirken sich alleine die Leitzinserhöhungen des 
Jahres 2022 mit einem Plus von 38 Prozent auf 
die monatliche Kreditrate im Vergleich zum 
Vorjahr aus. 

KIM-V schafft Barrieren 
für Jungfamilien
Inflationsauswirkungen, Nachwirkungen der 
Pandemie sowie Zinserhöhungen belasten vor 
allem Jungfamilien. Im Zusammenspiel mit 
der KIM-V stehen sie vor zusätzlichen Hürden 

bei der Schaffung von Wohneigentum. Zwar 
hat die Finanzmarktaufsicht Österreich (FMA) 
im Februar bestätigt, Empfehlungen des Fi-
nanzmarktstabilitätsgremiums (FSMG) für Än-
derungen der KIM-V zu folgen. Diese Empfeh-
lungen betreffen jedoch lediglich Erleichterun-
gen für Zwischenfinanzierungen, die im Zu-
sammenhang mit dem Wechsel des Wohnsitzes 
von Kreditnehmer:innen und deren Angehöri-
gen stehen sowie Vorfinanzierungen von nicht-
rückzahlbaren Zuschüssen durch Gebietskör-
perschaften für einen maximalen Zeitraum von 
zwei Jahren. Darüber hinaus empfiehlt das 
FMSG die bisher bestehende Geringfügigkeits-
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grenze pro Person festzulegen. Die Anpassung 
der KIM-V per 1. April 2023 ist zwar ein erster 
Schritt in die richtige Richtung. Die Situation 
für Jungfamilien wird dadurch aber kaum nach-
haltig verbessert. Denn vor allem die Schulden-
dienstquote von maximal 40% des verfügbaren 
Einkommens bleibt weiterhin unangetastet.

Jungfamilien sind häufig von temporären 
Einkommensänderungen – etwa durch Karen-
zen, Teilzeitarbeit aufgrund von Betreuungs-
pflichten oder der notwendigen Pflege von 
Angehörigen – betroffen. Selbst vorhandene 
Sparguthaben können laut KIM-V in Phasen 
einer kurzfristigen Einkommensänderung 
nicht geltend gemacht werden, während gestie-
gene Zinssätze gleichzeitig mit deutlich höhe-
ren Monatsraten verbunden sind. In den letz-
ten Jahren gab es eine starke Dynamik bei der 
Immobilienpreisentwicklung. Die KIM-V sieht 
jedoch eine maximale Beleihungsquote von 
90% vor, wodurch lediglich 90% des Objektwerts 
durch Fremdkapital finanzierbar sind. Auch 
dadurch weichen aktuell viele Jungfamilien auf 
den Mietmarkt aus. Das treibt die Mieten in die 
Höhe, und die Mieten sind meist indexgebun-
den und steigen aufgrund der hohen Inflation. 
Hinzu kommt, dass bereits jetzt – insbesondere 
im städtischen Bereich – weniger Wohnbaupro-
jekte realisiert werden. Die Folge ist eine zuneh-
mende Verknappung und zusätzlicher Druck 
auf Mietpreise. All das belastet langfristig die 
Finanzen junger Familien.

Gerade für Jungfamilien kann es sinnvoll 
sein, längere Kreditlaufzeiten als derzeit 35 Jah-
re zu ermöglichen. Längere Rückzahlungsfris-
ten reduzieren die monatlichen Kreditraten 
und bieten eine hohe Wohnkostensicherheit, 
vor allem in Kombination mit einem langfristi-

gen Fixzinssatz. Änderungen der KIM-V für 
Eigennutzer (Ersterwerb) bei der Schulden-
dienstquote und längere Kreditlaufzeiten wä-
ren also konkrete, praxisorientierte Lösungen, 
um österreichischen Jungfamilien die Schaf-
fung von Wohneigentum zu ermöglichen. Dar-
über hinaus würde die von Finanzminister 
Magnus Brunner angekündigte Abschaffung 
der Grunderwerbsteuer und der Grundbuch-
eintragungsgebühr beim Ersterwerb den Belei-
hungsauslauf um fast 5% verbessern. Nur so 
können fixe Wohnkosten gesichert und mit dem 
realen Sachwert der Immobilie die Vermögens- 
und Altersvorsorge nachhaltig gestärkt werden. 

Wichtige Fortschritte 
bei Seniorenkrediten
Während für Jungfamilien weiter akuter Hand-
lungsbedarf besteht, soll mit 1. Mai 2023 eine 
Novelle des Hypothekar- und Immobilienkre-
ditgesetzes (HIKrG) in Kraft treten und Alters-
diskriminierung bei Kreditvergaben beenden. 
Denn aktuell sind Österreichs Senior:innen 
häufig von Kreditfinanzierungen, etwa für den 
barrierefreien Umbau einer Wohnung oder für 
die thermische Sanierung einer Immobilie, 
aufgrund zu strenger Auflagen ausgeschlossen. 
So orientieren sich aktuell Banken bei Kredit-
vergaben an der statistischen Lebenserwartung 
oder setzen ein Höchstalter. Bei Wohnbaukre-
diten ist es derzeit häufig noch so, dass mit dem 
80. Geburtstag die letzte Rate bezahlt sein soll-
te. Oder es muss bereits die Nachfolge-Genera-
tion als Mitschuldner ins Grundbuch gehen. 
Auch bei sehr guten Bonitäten werden 
Pensionist:innen kaum bei Kreditvergaben be-
rücksichtigt oder sie müssen auf Kredite mit 
sehr kurzen Laufzeiten ausweichen – was wie-

derum durch die in der KIM-V festgelegte ma-
ximale Verschuldungsquote zusätzlich stark 
erschwert wird. Gleichzeitig wünschen sich 
Österreichs Senior:innen Stabilität der Kredit-
monatsrate, lange Laufzeiten und damit ein-
hergehend niedrigere Kreditmonatsraten. 
Auch das Bedürfnis nach Möglichkeiten zur 
Sondertilgung und zur Kreditübertragung an 
Erb:innen ist stark ausgeprägt.

In vielen europäischen Ländern gibt es be-
reits praktikable Lösungen für Seniorenkredite, 
an denen sich auch die Novelle des österreichi-
schen Hypothekar- und Immobilienkreditgeset-
zes orientiert. Der Fokus liegt dabei auf der 
Rückzahlungswahrscheinlichkeit sowie vorhan-
denen Sicherheiten. Die statistische Lebenser-
wartung – und damit implizit auch Altersdiskri-
minierung – rückt dadurch in den Hintergrund. 
Zur Notwendigkeit der Novelle besteht breiter 
Konsens. Nun ist wichtig, dass die Umsetzung 
rasch, praxisorientiert und konsistent erfolgt 
und Hürden für die kontinuierlich wachsende 
Bevölkerungsgruppe 60+ nachhaltig abgebaut 
werden.

Pablo Viveros, MSc
Interessensvertreter 
für Seniorenkredite
INFINA Credit Broker 
GmbH, Standort Wien

Christoph Kirchmair
CEO & Founder
INFINA Credit Broker 
GmbH

Beim Vertrieb von Investmentfonds muss seit 
Jahresanfang ein Basisinformationsblatt ver-
wendet werden, welches das Kundeninformati-
onsdokument abgelöst hat. Damit gehen einige 
Änderungen einher, die beim Fondsvertrieb zu 
beachten sind und Berater kennen sollten.

Das Basisinformationsblatt 
ersetzt das Kundeninformations-
dokument 
Seit 1.1.2023 ist die EU-Verordnung über Ba-

sisinformationsblätter für verpackte Anlage-
produkte für Kleinanleger und Versiche-
rungsanlageprodukte (PRIIPs) nun auch für 
Investmentfonds anwendbar. Damit endet 
eine nahezu unendliche Geschichte, denn 
bekanntlich gilt PRIIPs seit 2018 für viele Pro-
dukttypen, wie etwa fondsgebundene Le-
bensversicherungen oder strukturierte Pro-
dukte. Auch für Investmentfonds hätte PRI-
IPs ursprünglich bereits seit dem Jahr 2019 
gelten sollen, die Anwendbarkeit wurde je-

doch mehrmals verschoben, zuletzt im Som-
mer 2022. Mit Jahresbeginn war es nun aber 
tatsächlich so weit und die EU-Verordnung 
ist seither für Investmentfonds anwendbar, 
sodass für alle Organismen für gemeinsame 
Anlagen in Wertpapieren (OGAWs) und al-
ternative Investmentfonds (AIFs), die an Pri-
vat- und Semi-Professionelle Investoren ver-
trieben werden sollen, zwingend entspre-
chende Basisinformationsblätter nach PRI-
IPs zu erstellen sind. 

PRIIPs und das neue Basisinformationsblatt für 
Investmentfonds RA Mag. Martin Pichler
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Sinn und Zweck des Basisinformations-
blatts besteht darin, die grundlegenden Merk-
male und Risiken eines Produkts standardi-
siert zu beschreiben. So sollen Kunden in sehr 
kompakter Form die Eigenschaften des Pro-
dukts erkennen können. Des Weiteren sollen 
die Basisinformationsblätter zu einer besse-
ren Vergleichbarkeit der Produkte untereinan-
der führen, wobei nunmehr ein Produktgrup-
pen übergreifender Vergleich möglich sein 
soll. Genau darin liegt auch einer der Gründe, 
weshalb PRIIPs von Anfang an auch Invest-
mentfonds erfassen wollte – mithilfe des stan-
dardisierten Basisinformationsblatts sollen 
unterschiedlichste Produkttypen, beispiels-
weise Lebensversicherungen, OGAWs oder 
AIFs miteinander vergleichbar werden. Beim 
bisherigen Kundeninformationsdokument 
konnten Kunden lediglich unterschiedliche 
OGAWs miteinander vergleichen.

Darüber hinaus sollte mit Anwendbar-
keit von PRIIPs für Investmentfonds lang-
sam auch ein Ende der bisher bestehenden 
sprachlichen Konfusion im Zusammenhang 
mit den Abkürzungen "KID" und "KIID" 
einhergehen. Ist im österreichischen Invest-
mentfondsgesetz bisher vom Kundeninfor-
mationsdokument (kurz „KID“) die Rede, 
leitet sich aus der englischen Sprachfassung 
der dem Investmentfondsgesetz zugrunde 
liegenden OGAW-RL der Begriff „Key Inve-
stor Information Document“ (kurz „KIID“) 
ab. Die PRIPPs-VO spricht nun in der deut-
schen Fassung vom Basisinformationsblatt 
(kurz „BIB“), in der englischen Fassung vom 
„Key Information Document (kurz „KID“). 
Daher können Berater, die nicht von der alt-
bekannten Bezeichnung KID abgehen wol-
len, im Zusammenhang mit Investment-
fonds auch weiterhin vom KID sprechen. 
Allerdings müssen sie dabei selbstverständ-
lich darauf achten, dem Kunden das neue 
PRIIPs-KID (= BIB) anstelle eines veralteten 
OGAW-KID (= KIID) zu übergeben. Denn 
KID ist eben nicht gleich KID. 

Aufbau und Inhalt des 
Basisinformationsblatts
Aufgrund der neuen Vorgaben unterscheiden 
sich die beiden Dokumente bereits in Optik 
und Aussehen voneinander. War das OGAW-
KID noch zwei Seiten lang und in fünf Ab-
schnitte gegliedert, umfasst das PRIIPs-KID 
nun zwingend sieben Abschnitte und erstreckt 

sich über drei Seiten. Entsprechend bestehen 
auch inhaltliche Unterschiede. Form und In-
halt des Basisinformationsblatts richten sich 
nun seit 1.1.2023 nach der delegierten Verord-
nung (EU) 2021/2268, die zahlreiche Spezial-
vorgaben für Investmentfonds beinhaltet. So 
werden im PRIIPs-KID in den sieben Ab-
schnitten standardisiert folgende Informatio-
nen beschrieben, wobei die Überschriften im 
Form von Fragestellungen zu gestalten sind 
und deren Reihenfolge zwingend einzuhalten 
ist: (1) Um welche Art von Produkt handelt es 
sich? (2) Welche Risiken bestehen und was 
könnte der Anleger im Gegenzug dafür be-
kommen? (3) Was geschieht, wenn die Fonds-
gesellschaft nicht in der Lage ist, die Auszah-
lung vorzunehmen? (4) Welche Kosten entste-
hen? (5) Wie lange sollte der Anleger die An-
lage halten und kann der Anleger vorzeitig 
Geld entnehmen? (6) Wie kann sich der Anle-
ger beschweren? (7) Sonstige zweckdienliche 
Angaben. 

Ganz im Einklang mit der aus dem WAG 
2018 bekannten Product Governance ist im 
Basisinformationsblatt nun auch der Ziel-
markt des Investmentfonds zu nennen. In 
diesem Zusammenhang ist über die geeignete 
Kundenkategorie, die Anlageziele, den Anla-
gehorizont, die notwendigen Kenntnisse so-
wie über die Verlusttragfähigkeit zu informie-
ren. Es soll den Kunden dadurch ermöglicht 
werden, auf einen Blick zu erkennen, ob sie 
sich in der angeführten Zielgruppe wiederfin-
den und das Produkt ihren Zielen und Wün-
schen entspricht.  

Der neue Risikoindikator SRI
Die größte Veränderung im Zusammenhang 
mit dem Basisinformationsblatt betrifft den 
Risikoindikator. War im OGAW-KID noch 
der SRRI (Synthetic Risk and Reward Indica-
tor) ausschlaggebend, wird für das PRIPPs-
KID nun der SRI (Summary Risk Indikator) 
herangezogen. Flüchtig betrachtet erscheint 
diese Änderung nicht bedeutsam, gibt es 
doch weiterhin sieben Risikoklassen. In der 
Beratungspraxis ist es jedoch wichtig, die Un-
terschiede zu kennen, denn in der Art der 
Ermittlung unterscheiden sich die beiden 
Indikatoren erheblich. Der SRRI berechnet 
sich anhand von Bandbreiten der Volatilität 
des Produktes über die letzten fünf Jahre 
und orientiert sich folglich eher an der Ver-
gangenheit. Der SRI hingegen ist stärker zu-

kunftsorientiert und berücksichtigt sowohl 
die Volatilität (Marktrisiko) als auch die Bo-
nität des Emittenten (Kreditrisiko). Die Be-
rechnung der Volatilität erfolgt dabei anhand 
einer komplexen, vom SRRI abweichenden 
Formel. Der europäische Gesetzgeber erwar-
tet sich dadurch eine zutreffendere Darle-
gung des Marktrisikos. 

Im Ergebnis führt das Heranziehen des 
SRI dazu, dass viele Investmentfonds jetzt 
in eine niedrigere Risikoklasse eingestuft 
werden als dies nach dem SRRI der Fall war. 
Berater haben diesen Umstand unbedingt 
zu berücksichtigen, denn davon betroffene 
Investmentfonds erscheinen für den Kun-
den nun aufgrund des PRIIPs-KIDs weniger 
riskant als dies noch nach dem OGAW-KID 
der Fall war. Aktienfonds etwa, die bisher 
größtenteils den SRRI-Stufen 5 und 6 zuzu-
ordnen waren, können im neuem SRI-Sys-
tem nur mehr der Risikostufe 3 entspre-
chen, womit vermeintlich ein geringeres 
Risiko verbunden ist. Dies birgt die Gefahr, 
dass im Ergebnis derartige Produkte Kun-
den empfohlen werden, die tatsächlich eine 
konservativere Veranlagung wünschen. Al-
lerdings ist zu beachten, dass es auf Grund 
der Anwendung des SRI auch den umge-
kehrten Fall geben kann: Bei bestimmten 
Fondstypen führt der SRI aufgrund des nun 
zu berücksichtigenden Kreditrisikos zu ei-
ner höheren Risikostufe als bisher. Dies 
könnte etwa bei Anleihenfonds oder Garan-
tiefonds der Fall sein, bei denen nun das 
Kreditrisiko des jeweiligen Anleihen-Emit-
tenten bzw. des Garantiegebers zu berück-
sichtigen ist. Aus diesem Grund sollten sich 
Berater intensiv mit dem neuen Risikoindi-
kator auseinandersetzen.

Haftungsdächer und Berater sollten des-
halb auch überprüfen, inwiefern die einge-
setzte Beratungsdokumentation bezüglich 
der Risikoklassifikation auf dem alten SRRI-
System aufbaut. Sind beispielsweise die Risi-
kostufen im Anlegerprofil dem SRRI nachge-
bildet, sollten diese angepasst werden bzw 
entsprechende Hinweise aufgenommen wer-
den, sodass Berater die unterschiedlichen 
Risikoklassifizierungen beachten und den 
Kunden erläutern. Ziehen Berater zudem in 
der Beratung bereits bestehende Anlegerpro-
file von Kunden heran, sollte weiters beach-
tet werden, dass gegebenenfalls die damals 
im Zusammenhang mit der Klassifikation 
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Der EuGH hat sich zuletzt in zwei viel-
beachteten Verfahren mit der Geldwä-
scherichtlinie (GWRL) auseinanderge-
setzt. Die erste Entscheidung betrifft 
die Anwendung von (verstärkten) Sorg-
faltspflichten. In diesem Rahmen hat 
der EuGH auch Aussagen gemacht, die 
für das vieldiskutierte „KYCC“-Thema 
relevant sind (C-562/20). In der zweiten 
Entscheidung hat der EuGH den öf-
fentlichen Zugang zu Registern über 
wirtschaftliche Eigentümer für unzu-
lässig erklärt, da dieser gegen das 
Grundrecht auf Privatrecht und Daten-
schutz verstößt (C-37/20 und C-601/20). 
Beide Entscheidungen sind für Finanz-
dienstleister interessant, denn das die 
Geldwäscherichtlinie umsetzende FM-
GwG zählt auch Wertpapierfirmen 
(WPF), Wertpapierdienstleistungsun-
ternehmen (WPDL), E-Geld- und Zah-
lungsinstitute zu den „Verpflichteten“. 
Zudem ist in Zukunft eine intensivere 
Beaufsichtigung dieses Bereichs durch 
die FMA zu erwarten, da die Aufsichts-
kompetenz über die Einhaltung der 
Sorgfaltspflichten durch WPF und 
WPDL in den vergangenen Monaten 
innerhalb der FMA auf die Abteilung 
„Prävention von GWTF“ übergegangen 
ist.

Erste Entscheidung: 
Zur Reichweite von (verstärkten) 
Sorgfaltspflichten
Anlass für die Entscheidung in der Rechtssa-
che C-562/20 vom 17.11.2022 war eine Geld-
wäscheprüfung bei einer in Lettland ansässi-
gen Steuerberatungs- und Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft. Die Aufsichtsbehörde 
stellte fest, dass die Gesellschaft es unterlas-
sen habe, ihren GWTF-Sorgfaltspflichten in 
Bezug auf zwei Kunden ausreichend nachzu-
kommen und verhängte eine Geldstrafe. Die 
lettische Gesellschaft reichte eine Klage auf 
Aufhebung der Strafe ein, die Basis für das 
gegenständliche Vorabentscheidungsersu-
chen war. Der EuGH hat dabei folgende Aus-
sagen über den Umfang von (verstärkten) 
Sorgfaltspflichten getroffen:

Zur Risikobewertung von Kunden
Zunächst hat der EuGH ausgesprochen, dass 
die GWRL nicht verlangt, einen Kunden au-
tomatisch in die hohe Risikoklasse einzustu-
fen und verstärkte Sorgfaltspflichten anzu-
wenden, weil es sich beim Kunden um eine 
NGO handelt, einer der Angestellten des 
Kunden Staatsangehöriger eines Drittlands 
mit hohem Korruptionsrisiko (Russland) ist 
oder ein Geschäftspartner des Kunden mit 
einem solchen Drittland verbunden ist. Al-
lerdings können Mitgliedstaaten – da die 

GWRL lediglich eine Mindestharmonisie-
rung vorsieht – im nationalen Recht solche 
Umstände als Faktoren festlegen, die auf ein 
potenziell höheres Risiko von GWTF hinwei-
sen. Verpflichtete müssen diese Faktoren 
dann bei ihrer Risikobewertung in Bezug auf 
ihre Kunden berücksichtigen. Derartige „na-
tionale“ Faktoren müssen aber mit dem Uni-
onsrecht, insbesondere mit den Grundsät-
zen der Verhältnismäßigkeit und der Nicht-
diskriminierung, vereinbar sein.

Zum Umfang verstärkter 
Sorgfaltspflichten
Der EuGH hat weiters ausgesprochen, dass 
die GWRL bei der Bewertung und Einholung 
von Informationen über Zweck und Art der 
Geschäftsbeziehung (inkl kontinuierlicher 
Transaktionsüberwachung) nicht verlangt, 
dass Verpflichtete vom Kunden eine Kopie 
des zwischen diesem und einem Dritten ge-
schlossenen Vertrag einholen müssen. Der 
EuGH erachtet es als ausreichend, wenn Ver-
pflichtete andere geeignete Unterlagen (bspw 
Bericht über Einsichtnahme) vorlegen kön-
nen, die eine Analyse der zwischen dem Kun-
den und dem Dritten ausgeführten Transak-
tion und Geschäftsbeziehung belegen.

Diese Aussagen sind für den österreichi-
schen Markt vor dem Hintergrund der beste-
henden „Know Your Customer’s Customer“ 

EuGH-Entscheidungen zur Geldwäscherichtlinie
RA Mag. Sanijel Ficulovic/RA Dr. Bernd Fletzberger

nach SRRI getätigten Aussagen des Kunden 
zur Risikoneigung nicht mit der nunmehri-
gen Einordnung in die Risikoklassen nach 
SRI übereinstimmen. Im Zweifel sollten Be-
rater daher mit Kunden neue Anlegerprofile 
anfertigen.

Weitere Neuerungen 
Den umstrittensten Punkt des neuen PRIIPs-
KID betrifft die Darstellung der Wertent-
wicklung. War im bisherigen OGAW-KID 
noch die Performance der Vergangenheit 
abgebildet, ist dies nun im neuen Basisinfor-
mationsblatt untersagt. Stattdessen finden 
sich dort nun vier verschiedene Szenarien, 
welche die mögliche künftige Wertentwick-
lung abbilden. Der Kunde soll dadurch einen 
Eindruck gewinnen, wie der Fonds in einem 

günstigen, neutralen, ungünstigen und 
Stress-Szenario performt. Die vergangene 
Wertentwicklung darf hingegen nur mehr in 
Marketingunterlagen dargestellt werden.

Schließlich wurde auch noch die Regelung 
zur Kostendarstellung überarbeitet. Kunden 
sollen dadurch die Kostenstruktur unter-
schiedlicher Produkte deutlich besser verglei-
chen können als das bisher der Fall war.

Die Basisinformationsblätter sind wie 
bisher die Kundeninformationsdokumente 
von den Produktherstellern zu erstellen, wo-
bei sie die Basisinformationsblätter zumin-
dest jährlich zu prüfen und gegebenenfalls 
zu aktualisieren haben. Bezüglich der Zurver-
fügungstellung an den Kunden ändert sich 
hingegen nichts – die Berater haben den 
Kunden die PRIIPs-KIDs unverändert vor 

Vertragsabschluss zur Verfügung zu stellen. 
Hierbei ist die Papierform nach wie vor der 
Standard, wobei unter gewissen Vorausset-
zungen auch ein Zurverfügungstellen mittels 
dauerhaften Datenträgers oder per Website 
zulässig ist. Wird von derartigen digitalen 
Möglichkeiten Gebrauch gemacht, kann der 
Kunde weiterhin zusätzlich ein kostenloses 
Papierexemplar verlangen.

RA Mag. Martin Pichler
Rechtanwalt und  
Gründungspartner der 
Wirtschaftskanzlei  
AKELA
Seit 1.1.2023 ständiger 
Rechtsberater des 
Fachverbands 
Finanzdienstleister
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(KYCC)-Debatte sehr spannend und praxis-
relevant. Nach Ansicht der FMA ist die Ein-
holung von Informationen oder ggf auch 
Unterlagen zu wesentlichen Geschäftspart-
nern und relevanten Vertragspartnern des 
Kunden in Einzelfällen iS eines KYCC von 
den kundenbezogenen Sorgfaltspflichten (§ 
6 FM-GwG) umfasst, insbesondere vor An-
knüpfung einer Geschäftsbeziehung. Unse-
res Erachtens gibt der EuGH aber klar zu 
erkennen, dass eine generelle KYCC-Prüfung 
nicht notwendig ist. Nach unserem Verständ-
nis verlangt der EuGH lediglich einzelfallbe-
zogene Transaktionsprüfungen bei beson-
ders risikoreichen (komplexen und unge-
wöhnlich großen) Transaktionen, die Kun-
den mit ihren Geschäftspartnern tätigen. 

Zur Neubewertung des Risikos 
bei Bestandskunden
Weiters hat der EuGH ausgesprochen, dass 
Verpflichtete auf der Grundlage einer auf 
aktuellem Stand gehaltenen Risikobewer-
tung bei Bestandskunden gegebenenfalls 
verstärkte Sorgfaltspflichten anwenden müs-
sen, wenn sich maßgebliche Umstände än-
dern. Verstärkte Sorgfaltspflichten sind dann 
unabhängig davon anzuwenden, ob die im 
nationalen Recht festgelegte Frist für die 
Durchführung einer Neubewertung des Ri-
sikos abgelaufen ist oder nicht. Verpflichtete 
müssen also laufend Maßnahmen setzen, um 
zu gewährleisten, dass sie eine Änderung des 
Kundenrisikos bemerken. Ein angemessenes 

Monitoring muss daher allfällige Risikoab-
weichungen auch außerhalb der tourlichen 
Aktualisierungsintervalle erkennen können.

Zur Veröffentlichung von 
Sanktionen („Naming and 
Shaming“)
Letztlich hat der EuGH in Bezug auf die Ver-
öffentlichung von Sanktionen (sog. „Naming 
and Shaming“) ausgesprochen, dass nationa-
le Behörden sicherstellen müssen, dass die 
veröffentlichten Informationen mit den in 
der Entscheidung enthaltenen Informatio-
nen genau übereinstimmen.

Zweite Entscheidung: EuGH 
erklärt öffentlichen Zugang zu 
Register über wirtschaftliche 
Eigentümer für unzulässig
Der EuGH hat in den verbundenen Rechtssa-
chen C-37/20 und C-601/20 ausgesprochen, 
dass der durch die 5. GWRL eingeführte weit-
gehende Zugang zum Register über wirtschaft-
liche Eigentümer für alle Mitglieder der Öf-
fentlichkeit ungültig ist. Anlassgebend waren 
zwei Klagen von wirtschaftlichen Eigentümern 
gegen die luxemburgische Registerbehörde, 
mit denen eine Einschränkung des Zugangs zu 
den Registerdaten beantragt wurde.

Der EuGH hat ausgesprochen, dass der 
weitgehende öffentliche Zugang einen schwer-
wiegenden Eingriff in die in Artikel 7 (Achtung 
des Privat- und Familienlebens) und Artikel 8 
(Schutz personenbezogener Daten) der Charta 

verankerten Grundrechte darstellt. Der Ein-
griff ist nicht auf das absolut notwendige Aus-
maß beschränkt und steht in keinem angemes-
senen Verhältnis zum Ziel der Bekämpfung 
von GWTF. Zudem reichen die nach nationa-
lem Recht vorgesehenen Beschränkungen der 
Einsichtnahme nicht aus, um die Missbrauchs-
gefahr angemessen einzuschränken.

Österreich reagierte prompt auf die Ent-
scheidung und hat bereits einen Tag nach der 
Veröffentlichung den öffentlichen Zugang 
zum Register über wirtschaftliche Eigentümer 
geschlossen, auch für Journalisten. Verpflichte-
te können das Register aber weiterhin über das 
Unternehmensserviceportal erreichen, um die 
wirtschaftliche Eigentümerschaft von Kunden 
zu überprüfen, und auch die für Rechtsträger 
obligatorische Meldung, wer wirtschaftlicher 
Eigentümer ist, bleibt bestehen.

RA Dr. Bernd 
Fletzberger
Rechtsanwalt 
und Partner bei PFR 
Rechtsanwälte

RA Mag. Sanijel 
Ficulovic
Rechtsanwalt bei PFR 
Rechtsanwälte

Abgabenänderungsgesetz 2022 
Änderungen und Neuerungen im Bereich der Kapitalvermögens-
besteuerung sowie Aktuelles aus dem Bereich der Kryptosteuer

Mag. Cornelius Necas

Das Abgabenänderungsgesetz 2022 (AbgÄG 
2022) wurde mit Beschluss des Nationalrates 
vom 7.7.2022 erlassen und brachte interes-
sante Änderungen im Bereich der Kapital-
vermögensbesteuerung. So gab es Änderun-
gen im Bereich der Depotübertragungen im 
Rahmen von Umgründungen, ein neues, 
verpflichtendes Steuerreporting für Kredit-
institute, welches jedoch erst ab 2024 in 
Kraft tritt, sowie eine Gleichstellung von 
Einkünften aus unverbrieften Derivaten, 
unabhängig davon, ob diese über eine in- 

oder ausländische Depotstelle bezogen wer-
den.

Einkünfte aus unverbrieften 
Derivaten
Vor dem Erlass des AbgÄG 2022 unterlagen 
Einkünfte aus unverbrieften Derivaten dem 
Sondersteuersatz von 27,5% nur dann, wenn 
die entsprechende Kapitalertragsteuer frei-
willig einbehalten und abgeführt wurde. Der 
freiwillige KESt-Abzug war jedoch nur inlän-
disch auszahlenden Stellen erlaubt. Somit 

unterlagen im Wesentlichen Kapitaleinkünf-
te aus unverbrieften Derivaten (Futures, Op-
tionen, CFD etc., die nicht in einem Zertifi-
kat eingebettet waren und nicht über eine 
inländische Bank abgewickelt wurden, die 
KESt einbehielt) dem Normalsteuersatz.

Diese Regelung wurde vom VwGH als Ver-
stoß gegen die Dienstleistungsfreiheit gewer-
tet, was zur Folge hatte, dass der besondere 
Steuersatz für alle Einkünfte aus unverbrief-
ten De-rivaten angewendet werden kann, so-
fern diese über eine ausländisch auszahlende 
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Stelle erwirtschaftet wurden. Besonders hier-
bei ist, dass der Sondersteuersatz rückwirkend 
für alle offenen Veranlagungsjahre angewen-
det werden kann, falls Einkünfte aus unver-
brieften Derivaten vorliegen.

Durch das AbgÄG 2022 erfolgt nun eine 
Gleichstellung aller Steuerpflichtigen im Zu-
sammenhang mit der Versteuerung von un-
verbrieften Derivaten, da von nun an auch 
vergleichbare ausländische Stellen eine der 
Kapitalertragsteuer vergleichbare Steuer für 
Einkünfte aus unverbrieften Derivaten einbe-
halten können.

Daher sind gemäß § 95 Abs 2 Z 4 EStG idF 
AbgÄG 2022 nunmehr auch ausländische aus-
zahlende Stellen, die mit einer inländischen 
vergleichbar sind, als Abzugsberechtigte in Be-
tracht zu ziehen. Ein Kriterium hierfür ist je-
doch, dass mit dem Ansässigkeitsstaat eine 
umfassende Amtshilfe besteht und ein steuer-
licher Vertreter bestellt ist. Dieser kann ein 
inländischer Wirtschaftstreuhänder oder eine 
Person mit vergleichbaren Qualifikationen, 
welche diese dem Finanzamt vorweist, sein. 
Dies ist insofern von hoher Relevanz, da durch 
dessen Einbeziehung in die Haftung gemäß  
§ 95 Abs 1 EStG die korrekte Einbehaltung 
und Abfuhr der Kapitalertragsteuer sicherge-
stellt werden soll.

Steuerreporting ab 2024
Ebenfalls durch das AbgÄG 2022 wurde ein 
neues und umfangreicheres Steuerreporting 
eingeführt, welches die bisherige Verpflich-
tung zur Ausstellung einer Verlustausgleichs-
bescheinigung für abzugsverpflichtete Kredit-
institute ersetzt. Dieses ist ab 2024 nicht mehr 
automatisch an alle Steuerpflichtigen zu über-
mitteln, sondern muss erst auf Verlangen des 
Kunden verpflichtend ausgestellt werden.

Die zwei grundlegenden Ziele des neuen 
Steuerreportings sind es, dem Steuerpflichti-
gen die Übernahme der Daten in die Steuer-
erklärungen zu vereinfachen sowie eine Er-
leichterung in Fällen der Ausübung der Re-
gelbesteuerungsoption, da das neue Steuer-
reporting alle Kapitaleinkünfte beinhaltet, 
die der Steuerpflichtige bei dem abzugsver-
pflichteten Kreditinstitut erzielt hat. Auch 
wird es einfacher werden die notwendigen 
Informationen zu erhalten, wenn Steuer-
pflichtige mehrere Depots bei unterschiedli-
chen Banken besitzen und im Rahmen der 
Steuererklärung einen depotübergreifenden 

Verlustausgleich durchführen.
Folgende Daten muss das neue Steuerre-

porting gemäß § 96 Abs 5 EStG iZm AbgÄG 
2022 unter anderem beinhalten:
•	Höhe der positiven und negativen Ein-

künfte, untergliedert in folgende Ein-
kunftsarten:

	 -	 Einkünfte aus der Überlassung von  
	 Kapital (u.a. Dividenden)

	 -	 Einkünfte aus realisierten Wertsteige- 
	 rungen

	 -	 Einkünfte aus Derivaten
	 -	 Einkünfte aus Kryptowährungen
•	Höhe der Ausschüttungen und ausschüt-

tungsgleichen Erträge gemäß § 186 Invest-
mentfondsgesetz und § 40 Immobilien-
Investmentfondsgesetz

•	Höhe der für den Verlustausgleich insge-
samt berücksichtigten negativen Einkünfte

•	Einbehaltene und gutgeschriebene Kapi-
talertragsteuer

•	Berücksichtigte ausländische Quellensteuer
•	Allfällige Änderungen der Depotinhaber-

schaft
Aufgrund der umfangreichen Änderung tritt 
das neue Steuerreporting erst ab dem Jahr 
2024 in Kraft, um den Depotstellen ausrei-
chend Zeit für die Programmierung der  
Systeme zu geben. Bis dahin kann sich im 
Rahmen einer möglichen neuen Verordnung 
der Inhalt und Umfang des Steuerreportings 
noch ändern. Gerne halten wir Sie diesbezüg-
lich am Laufenden.

Neues aus der Besteuerung von 
Kryptowährungen
Per 1.1.2023 ist die Kryptowährungsverord-
nung in Kraft getreten. Diese beinhaltet Vor-
gaben zu den Steuerdaten, welche vom Steu-
erpflichtigen an den Abzugsverpflichteten 
zu melden sind. Sind nämlich dem Abzugs-
verpflichteten bei Einkünften aus Kryp-
towährungen der tatsächliche Anschaffungs-
zeitpunkt und/oder die Anschaffungskosten 
nicht bekannt, können diese dem Abzugsver-
pflichteten nachträglich gemeldet werden.
Sollten diese Informationen dem Abzugsver-
pflichteten nicht bekannt sein, wird von ei-
ner Anschaffung nach dem 28.2.2021 ausge-
gangen (Neubestand) sowie beim Verkauf die 
Hälfte des Erlöses pauschal als Anschaffungs-
kosten berücksichtigt.

Folgende Steuerdaten sind grundsätzlich 
dem Abzugsverpflichteten bekanntzugeben:

-	 Anschaffungsdatum
-	 Anschaffungskosten
-	 Information, ob seit dem Erwerb der 

Kryptowährung ein steuerneutraler 
Tausch mit einer anderen Kryptowährung 
erfolgte

Ebenfalls regelt die Kryptowährungsverord-
nung, dass beim Erwerb derselben Kryp-
towährung zu verschiedenen Zeitpunkten 
der gleitende Durchschnittspreis in Euro als 
Anschaffungskosten anzusetzen ist. Werden 
die Anschaffungskosten pauschal mit der 
Hälfte des Erlöses berechnet, fließen diese 
nicht in die Berechnung des gleitenden 
Durchschnittspreises ein. 

Laufende Einkünfte aus Kryptowährun-
gen, u.a. aus Staking, sind mit dem Wert der 
Währung zum Zuflusszeitpunkt
-	 einerseits als Einkünfte und 
-	 andererseits als Anschaffungskosten 
zu bewerten.

Der Wert entspricht dem Kurswert einer 
Kryptowährungsbörse bzw. eines Kryptowäh-
rungshändlers, sofern ersteres nicht vorhan-
den ist. Eine Sonderbestimmung hingegen 
erlaubt, sofern die laufenden Einkünfte aus 
derselben Kryptowährung öfter als dreimal 
pro Monat erfolgen, den Tagesendkurs des 
Monatsersten des Zufluss-Monats als Wert 
der Währung anzusetzen anstatt des Wertes 
zum jeweiligen Zuflusszeitpunkt. Dieser Wert 
wird dann, wie oben beschrieben, als Einkünf-
te und Anschaffungskosten herangezogen. Zu 
beachten ist, dass die angewandte Bewertung 
auch für die Veranlagung zum Tragen kommt 
und hier maßgeblich ist.

Befinden sich auf der Kryptowährungs-
wallet Altbestände (Anschaffung vor dem 
28.2.2021) sowie Neubestände derselben 
Kryptowährung, hat der Steuerpflichtige das 
Wahlrecht, welche Kryptowährung zuerst 
veräußert wird. Im Zweifel werden die früher 
erworbenen Einheiten zuerst veräußert. Die 
vorgenommene Reihung ist auch hier für die 
Veranlagung maßgeblich.

Mag. Cornelius Necas 
Steuerberater, Wirtschafts-
prüfer und Eigentümer  
der – auf Beratung von  
Finanzdienstleistern  
spezialisierten – Kanzlei 
NWT Wirtschaftsprüfung  
& Steuerberatung GmbH 
www.mifit.at
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Von „A wie Abfallpresse“ bis „Z wie Zen-
trifuge“ – Leasing ist vielseitig und kann 
als flexible sowie kostengünstige Finan-
zierungsform Unternehmen einen be-
achtlichen Wettbewerbsvorsprung ein-
räumen.

Unternehmer wissen, dass neueste Ma-
schinen den entscheidenden Wettbewerbs-
vorteil bringen können. Um auf Marktanfor-
derungen zu reagieren und trotzdem wirt-
schaftlich handlungsfähig zu bleiben, ist 
Mobilien-Leasing die perfekte Finanzie-
rungsform. Auch steuerlich überzeugt dieses 
Konzept. 

Unter Mobilien-Leasing versteht man 
eine Nutzungsüberlassung von beweglichen 
Wirtschaftsgütern, die eine wirtschaftlich 
selbstständige Einheit darstellen. Die Band-
breite der „leasingfähigen“ Mobilien ist groß, 
denn leasen kann man nicht nur Kraftfahr-
zeuge, sondern auch zahlreiche gängige mo-
bile Investitionsgüter. 

Die Liste der leasingfähigen Objekte ist 
mindestens so lang, wie die Anforderungen 
unterschiedlich sind. Sie reicht von „A wie 
Abfallpresse“ bis „Z wie Zentrifuge“. Und 
dazwischen Druckmaschinen, EDV-Anlagen, 
medizinische Geräte – um nur einige weitere 

Beispiele zu nennen. Dabei wird das vom 
Unternehmen gewählte Objekt von der Lea-
singgesellschaft gekauft und in Folge dem 
Unternehmen zur Nutzung überlassen. 

Grundgedanke des Leasing: 
Pay-as-you-earn-Prinzip
KMU und Großkunden können mittels Mo-
bilien-Leasing wichtige Maschinen und Ge-
räte liquiditätsschonend finanzieren. Im 
Idealfall amortisiert sich die Investition 
durch die erwirtschafteten Erträge sogar 
selbst. Dieses Pay-as-you-earn-Prinzip ist ein 
wesentlicher Grundgedanke des Leasing: Die 
Raten können weitgehend auf die Einnah-
men, die durch den Einsatz des Leasingob-
jektes erwirtschaftet werden, abgestimmt 
werden. Auf diese Weise können Liquiditäts-
belastungen durch hohe Vorkosten für auf-
wändige Investitionsvorhaben und Projekte 
vermieden werden.

Darüber hinaus gibt es noch weitere Vor-
teile, die für Mobilien-Leasing sprechen:
•	Eigenmittelschonung: Eigenkapital, Kre-

ditlinien, Liquidität und die Vermögens-
werte des Unternehmens bleiben unbe-
rührt. Die Leasingvertragsdauer ist inner-
halb der gesetzlichen Grenzen frei wählbar.

•	Leasingrate steuerlich absetzbar: Die 
Leasingentgelte gelten zu 100% als Miet-
aufwand und mindern so als Betriebsauf-
wand den steuerpflichtigen Gewinn. 
Durch spezielle Modelle kann eine be-
schleunigte Abschreibung erreicht werden.

•	Bilanzoptik: Der Leasinggegenstand 
scheint mit seinem Anschaffungswert 
nicht in der Bilanz auf, was sich positiv auf 
die betriebswirtschaftlichen Kennzahlen 
auswirkt.

•	Finanzplanung: Kalkulierbare Entgelte 
erleichtern die Budgetierung und Kalkula-
tion des laufenden Betriebs.

	 Die Vorteile des Mobilien-Leasings haben 
schon viele Branchen überzeugt: egal ob Me-
dizintechnik, Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft, Pharmaindustrie, IT- oder Bauwirt-
schaft, alle nutzen Mobilien-Leasing für ih-
ren Wettbewerbsvorsprung.

Wettbewerbsvorsprung durch Mobilien-Leasing

Dr. Michael Steiner
Präsident des 
Österreichischen 
Leasingverbands

Bereits zum siebten Mal fand in der Kalen-
derwoche 3 und 4 im Jänner 2023 die größte 
Weiterbildungsveranstaltung für Berufsange-
hörige der Gewerblichen Vermögensbera-
tung und Wertpapiervermittler statt: der 
Bildungs-KickOff 2023. Die Fachorganisatio-
nen Finanzdienstleister aller Bundesländer 
haben dabei ein umfangreiches Programm 
erstellt. Insgesamt gab es 2.425 Anmeldun-
gen. 17.246 Teilnehmer in 9 Webinaren – so-
mit im Schnitt 1.916 pro Veranstaltung. Somit 
haben sich auch zwei Drittel aller betroffe-
nen Mitglieder angemeldet. Das heißt, es 
wurden 65.475 Stunden Weiterbildung zur 
Verfügung gestellt, davon wurden 51.732 
Stunden live abgerufen. Die Zufriedenheits-
rate liegt bei über 97%. Wir freuen uns über 
dieses Feedback. 

Es war eine abwechslungsreiche Veran-
staltung mit hochinteressanten und aktuel-
len Themen. Im Rahmen des BKO 2023 rich-
tete sich auch der erste Vizepräsident des 
Europäischen Parlaments Dr. Othmar Karas, 
M.B.L.-HSG an das Publikum und wies auf 
die Wichtigkeit nationaler Interessensver-
bände, wie dem Fachverband Finanzdienst-
leister, hin. Das würden auch Erfolge in der 
Vergangenheit zeigen.

Das Besondere beim Bildungs-KickOff 
2023 ist, dass alle Module des Lehrplans für Ge-
werbliche Vermögensberater abgedeckt wurden:
-	 Fachgruppe Wien, Modul 5 –  

Veranlagungen (17.1.2023)
-	 Fachgruppe Niederösterreich, Modul 9 – 

Lebens- und Unfallversicherungen 
(17.1.2023)

-	 Fachgruppe Oberösterreich, Modul 1 – 
Allgemeines Berufsrecht (18.1.2023)

-	 Fachgruppe Tirol, Modul 6 – 
	 Finanzierungsvermittlung (20.1.2023)
-	 Fachgruppe Salzburg, Modul 3 –
	 Wertpapiervermittlung (23.1.2023)
-	 Fachgruppe Kärnten, Modul 2 – 
	 Verbraucherschutzrecht (24.1.2023)
-	 Fachgruppe Vorarlberg, Modul 4 – 
	 Wertpapiere (25.1.2023)
-	 Fachvertretung Burgenland, Modul 8 – 

Versicherungsvermittlung (26.1.2023)
-	 Fachgruppe Steiermark, Modul 7 – 
	 Finanzierungen (27.1.2023)

Die Webinare können noch bis 31.12.2023 
in Form der Nachschau angesehen 
werden.

Ein Rückblick: BILDUNGS-KickOff 2023
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Am 1.3.2023 fand die Infoveranstaltung des 
Fachverbands Finanzdienstleister zu „Das 
Wertpapierfirmengesetz und die neuen Kon-
zessionstatbestände im WAG 2018“ statt. An 
der 2,5-stündigen Veranstaltung haben er-
freulicherweise mehr als zwei Drittel der in 
Österreich konzessionierten Wertpapierfir-
men teilgenommen. 

Fachverbandsobmann KommR Mag. 
Hannes Dolzer begrüßte die physisch anwe-
senden als auch online zugeschalteten Teil-
nehmer und gab einen kurzen Überblick 
über die zu erwartenden Vorträge. Auch 
Herr Mag. Joachim Hacker von der FMA 
begrüßte die Teilnehmer und erklärte die 
Bedeutung der Gesetzesänderung aus regu-
latorischer Sicht. 

Die Rechtsanwälte Mag. Martin Pichler 
und Dr. Michael Kollik, beide von AKELA 
RechtsanwältInnen GmbH, erklärten die 

neuen Konzessionstatbestände für Wertpa-
pierfirmen und veranschaulichten die neuen 
Wertpapierdienstleistungen, die Wertpapier-
firmen bei entsprechender Konzessionser-
weiterung anbieten können. Die Schwer-
punkte des Vortrags lagen auf dem Halten 
von Kundengeldern, das Ausführen von Auf-
trägen auf Rechnung des Kunden, dem Ei-
genhandel, dem Depotgeschäft und dem 
Loroemissionsgeschäft.

Mag. Helmut Mosser und MMag. Adri-
an Trif, beide von der FMA, berichteten über 
ihre ersten Aufsichtserfahrungen mit dem 
neuen Gesetz und gaben auch die Erwar-
tungshaltungen der Aufsichtsbehörde be-
kannt. Die neuen Konzessionstatbestände 
und die dabei sich ergebenden Besonderhei-
ten als auch die geänderten Konzessionsvor-
aussetzungen für Wertpapierfirmen und 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen 

wurden erläutert. Dabei wurde insbesondere 
der Ablauf des FMA-Verfahrens zur Erweite-
rung bzw. Neuerteilung der Konzession und 
auch die Anforderungen an die Geschäftslei-
tung skizziert. Zum Abschluss gingen Mag. 
Johannes Gotsmy und Mag. Michael Lube-
nik, beide Geschäftsführer der Anlegerent-
schädigung von Wertpapierfirmen GmbH, 
auf die Auswirkungen der Gesetzesänderung 
auf die Anlegerentschädigung ein.

Im Anschluss an die jeweiligen Vorträge 
wurden zahlreiche praxisrelevante Fragen 
des Publikums beantwortet. Fachverbands-
obmann KommR Mag. Hannes Dolzer rich-
tete noch abschließende Worte an die Teil-
nehmer und fasste die Bedeutung der Geset-
zesänderung und die Herausforderungen 
für die Wertpapierunternehmen aus regula-
torischer und geschäftlicher Sicht kurz zu-
sammen.

Infoveranstaltung zu „Das Wertpapierfirmen-
gesetz und die neuen Konzessionstatbestände 
im WAG 2018“

Seit Bestehen des Fachverbands Finanzdienstleister wird 
die Mitgliederzeitschrift für alle Mitglieder gedruckt 
und versendet. Seit einigen Jahren ist die Zeitschrift 
zusätzlich online auf der Homepage des Fachverbands 
im PDF-Format verfügbar. 

Verzichten Sie lieber auf Papier?
Wenn Sie ab sofort Ihre Mitgliederzeitschrift FACTS 
nicht mehr gedruckt in Papierform, sondern elektronisch 
per Mail erhalten möchten, schicken Sie bitte eine 
Nachricht an 

finanzdienstleister@wko.at 

Bitte vergessen Sie nicht, Ihre für die Zusendung 
gewünschte Mailadresse bekannt zu geben. 

•	„Welchen	Lehrplan	muss	ich	befolgen?“	
•	„Wie	viele	Stunden	muss	ich	wofür	absol-

vieren?“	
•	„Welche	Stunden	fehlen	mir	noch?“	
•	„Ich	bin	bei	den	Standesregeln,	muss	ich	

deshalb	 dieselben	 Stunden	 doppelt	 ma-
chen?“	

Diese	und	ähnliche	Fragen	werden	im-
mer	wieder	 gestellt.	Häufig	hören	wir	 bei	
Mitgliederanfragen	 zum	 Thema	 Weiterbil-

dungsverpflichtung	auch	einen	dieser	Sätze:	
•	„Jetzt	bin	ich	aber	verwirrt.“
•	„Bald	 kenne	 ich	 mich	 gar	 nicht	 mehr	

aus!“	
Dieser	 Artikel	 soll	 einladen,	 sich	 ent-

spannt	mit	dem	etwas	sperrigen	Thema	zu	
beschäftigen	 und	 Licht	 ins	 Dunkel	 brin-
gen.

Zum	 besseren	 Verständnis	 des	 Status	
quo	werden	 die	 verschiedenen	 Tätigkeits-

bereiche	 der	 Gewerblichen	 Vermögensbe-
ratung	beleuchtet:

Tätigkeit Wertpapiervermittler 
(WPV)
Seit	der	Gewerberechtsreform	2012	besteht	
für	diesen	Bereich	die	gesetzliche Pflicht 
zur Weiterbildung	 im	 Ausmaß	 von	 40	
Stunden	in	drei	Jahren.	Die	Rechtsgrund-
lage	 dafür	 liegt	 in	 der	 Gewerbeordnung	
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